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Vorwort

Der vorliegende Energie- und Marktüberwachungsbericht der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft gibt einen Überblick über die 
Entwicklung des Verbrauchs und der Kosten für die Energiebeschaffung 
der öffentlichen Gebäude der Freien und Hansestadt Hamburg.

Der Bericht spiegelt den seit Jahren hohen Stellenwert energiesparender 
Maßnahmen in öffentlichen Gebäuden wider und unterstreicht damit den 
Vorbildcharakter der öffentlichen Hand. 

Die Versorgung aller öffentlichen Einrichtungen durch gezielte Auswahl 
möglichst regenerativer Energieträger im Rahmen öffentlicher Aus-
schreibungen belegt eine vorbildhafte Struktur der Energiebeschaffung 
für öffentliche Gebäude Hamburgs. 

Darüber hinaus muss die Stadt auch weiterhin alle Anstrengungen unter-
nehmen, um die Energieeffizienz zu steigern und regenerative Energie-
träger vermehrt zu nutzen. Denn letztlich stehen wir in Hamburg vor der 
Herausforderung, auch im Bereich der Energieversorgung öffentlicher 
Gebäude zukünftig Teil einer lebenswerten und attraktiven Metropole 
zu bleiben.

Deshalb wird im vorliegenden Energiebericht erstmalig eine Abschät-
zung über die Entwicklung des Wärmeenergieverbrauchs hin zu einer 
nahezu klimaneutralen Wärmeversorgung der öffentlichen Gebäude auf-
gezeigt. Ziel ist es dabei, einen möglichst kontinuierlichen Umbaupfad 
der Wärmeenergie für öffentliche Gebäude aufzuzeigen. Dazu wird die 
dafür notwendige Entwicklung des Wärmeenergieverbrauchs der nächs-
ten Jahre bist 2030 und schließlich bis 2050 prinzipiell dargestellt. 

Dem Ziel einer nahezu klimaneutralen Energieversorgung verpflich-
tet bleibt die stetige Fortführung energieeinsparender Programme ein 
wichtiges und zentrales Instrument zur energetischen Verbesserung 
öffentlicher Gebäude. In Verbindung mit einem möglichst hohen Anteil 
regenerativer Energieträger bei der Energieversorgung werden darüber 
hinaus die Vorbildfunktion und die Nachhaltigkeit öffentlicher Gebäude 
gestärkt.
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1	Stadt als Vorbild

Die Stadt in ihrer Rolle als Initia­
tor von Entwicklung, als Markt­
akteur und letztlich als Vorbild 
für seine Bürgerinnern und Bür­
ger hat eine wichtige Stellung im 
Klimaschutz.

Letztlich entscheidet der Grad 
der Zielerreichung im Jahr 2030 
über die weiteren Anstrengungen 
für den Zeitraum bis 2050.

Im Zuge der sich weltweit stetig verändernden Rahmenbedingungen in 
allen Lebensbereichen sind Regionen und Städte mehr denn je gefordert, 
die sich daraus ergebenden Herausforderungen anzunehmen und diese 
zu bewältigen. Städte müssen dabei sowohl Orte der Ideen als auch Orte 
der Umsetzung sein. Neben vielen anderen wichtigen Aspekten städti-
schen Lebens und Arbeitens gilt dies auch für den Klimaschutz im All-
gemeinen und für den nachhaltigen Umgang mit Energie im Speziellen. 
Die Stadt in ihrer Rolle als Initiator von Entwicklung, als Marktakteur und 
letztlich als Vorbild für seine Bürgerinnen und Bürger im Klimaschutz hat 
eine wichtige Stellung im Gesamtkontext des Klimaschutzes und wird 
dieser letztlich auch gerecht werden müssen.

1	 �Bis 2030 sollen die Kohlendioxidemissionen für Hamburg im Vergleich zu 
1990 halbiert werden (Drs. 21/2521 Hamburger Klimaplan) und mit der 
Fortschreibung des Klimaplans ist das Ziel auf 55 % Reduktion bis 2030 
angehoben worden (Drs. 21/19200)

2	 �Drs. 21/19200 Erste Fortschreibung des Hamburger Klimaplans Abschnitt B

1.1	� Wo stehen wir? – Bilanz und Rahmen einer 
Daueraufgabe

Immer mehr stoßen wir vielfach an Grenzen oder haben sie bereits mittel-
fristig in Sichtweite. Der selbstverpflichtete Zeithorizont zur Halbierung 
der Hamburger CO2-Emissionen endet beispielsweise bereits in neun 
Jahren. Es bleibt letztlich nur noch rund ein Jahrzehnt bis zum Erreichen 
dieses Ziels1. Das ist grundsätzlich nichts Neues. Jedoch ergeben sich 
bei Berücksichtigung des immer weiter ansteigenden Ressourcen- und 
Energiebedarfs besondere Herausforderungen hinsichtlich der sinnvol-
len Nutzung der verbleibenden Zeit bis 2030. Letztlich entscheidet der 
Grad der Zielerreichung im Jahr 2030 über die weiteren Anstrengungen 
für den Zeitraum bis 2050. Denn dann soll das Ziel der annähernden 
Klimaneutralität mit einer Reduktion von mindestens 95 % der CO2-Emis-
sionen erreicht werden2.

Bei den jetzt immer deutlicher werdenden Systemgrenzen (z. B. Zeit
horizont bis 2030 bzw. 2050, bauwirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit, Ressourcenverbrauch) kommt der steten Verbesserung 
der Energieeffizienz und damit der Energieumwandlung und Energieaus-
nutzung im Bereich der Gebäude eine immer größere Bedeutung zu. Die-
ses gilt insbesondere für öffentliche Gebäude und ihre Vorbildfunktion.

Auch wenn bereits seit mehreren Jahrzehnten Einsparungen an Energie 
und somit auch an CO2 in öffentlichen Gebäuden Hamburgs erfolgten, 
ist das Ziel eines weitgehenden klimaneutralen Gebäudebestandes noch 
lange nicht erreicht – und der verbleibende Zeitraum bis 2030 bzw. bis 
2050 schwindet. Dennoch macht das bisher Erreichte Mut und zeigt, 
dass positive Veränderungen möglich und bei geeigneter Wahl des Ver-
änderungszeitraums wirtschaftlich sinnvoll und realistisch sind. Gebäude 
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Der Senat hat sich zum Ziel gesetzt, 
dauerhaft eine Vorbildfunktion bei 
der Verbesserung der Energieeffi­
zienz, der Energieeinsparung und 
der Erzeugung sowie Nutzung er­
neuerbarer Energien einzunehmen.

energieeffizient zu sanieren und zu betreiben bleiben allerdings strategi-
sche Daueraufgaben, die aufgrund der in Sichtweite gerückten System-
grenzen jedoch deutlich komplexer und anspruchsvoller erfüllt werden 
müssen.

Die bisherigen Einsparerfolge konnten das Ansteigen des Energie
verbrauchs der öffentlichen Gebäude Hamburgs abmildern und in vielen 
Bereichen sogar ganz verhindern. Dennoch bleibt die Aufgabe weiterhin 
aktueller denn je, da die Umstellung der Energieversorgung weg von der 
Nutzung fossiler Energieträger hin zur überwiegenden Nutzung erneu-
erbarer Energien technisch und ökonomisch komplex ist.

Wir stehen daher vor der Herausforderung, bei immer anspruchsvolleren 
ökologischen, ökonomischen und technischen Rahmenbedingungen 
im verbleibenden Zeitraum bis 2030 bzw. 2050 die noch möglichen 
energetischen Einsparpotentiale im Bereich der öffentlichen Gebäude 
Hamburgs zu finden und sinnvoll auszuschöpfen.

3	 �Reduzierung der Kohlendioxidemissionen bis 2050 um mindestens 80 % im Ver­
gleich zu 1990 (Drs. 21/2521 Hamburger Klimaplan) und mit der Fortschreibung 
des Klimaplans (Drs. 21/19200) wurde das Ziel neu auf 95% angehoben.

1.2	 Ziele und Instrumente Hamburgs 

Der Senat hat sich zum Ziel gesetzt, dauerhaft eine Vorbildfunktion bei 
der Verbesserung der Energieeffizienz, der Energieeinsparung und der 
Erzeugung sowie Nutzung erneuerbarer Energien einzunehmen. Darüber 
hinaus sind weitere Ziele und Maßnahmen für eine klimagerechte und an 
den Klimawandel angepasste Stadt im Hamburger Klimaplan und seiner 
ersten Fortschreibung festgelegt.

So soll der Ausstoß von Kohlendioxid bis 20503 um mindestens 95 % im 
Vergleich zu 1990 gesenkt werden. Auf dem Weg dorthin soll bis zum 
Jahr 2030 die Kohlendioxidemissionen um 55 % reduziert werden (Drs. 
21 / 19200: erste Fortschreibung des Hamburger Klimaplans). 

Daher ist die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
bestrebt, sowohl beim Einkauf von Energie als auch bei der Förderung 
von Projekten einen möglichst hohen Anteil an regenerativer Energiever-
sorgung zu realisieren. Dabei wird u. a. versucht, die Balance zwischen 
ökonomischen Aufwendungen und ökologischem Nutzen bestmöglich zu 
gestalten. Die dafür notwendigen Instrumente sind z. B. der im europa-
weiten Wettbewerb durchzuführende Energieeinkauf von Strom und Gas 
oder die Förderung von Projekten zur Energieeinsparung nach der Bür-
gerschaftsdrucksache 9 / 1404 über Maßnahmen zu Energieeinsparungen 
an bestehenden öffentlichen Gebäuden „Hamburgisches Programm zur 
Einsparung von Energie“ und der darin verankerten sogenannten Zwei-
Drittel-Wirtschaftlichkeit.
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Aufgrund der Grenzen der Umset­
zungsgeschwindigkeit von ener­
getischen Einsparprojekten und 
des Umbaus zur überwiegenden 
Nutzung erneuerbarer Energien 
müssen immer mehr spezielle Lö­
sungen gefunden werden. 

Neben der energetischen Sanie­
rung der Gebäudehülle zur Ver­
ringerung des Energiebedarfs 
wird es immer wichtiger, ener­
getisch nachhaltige, technisch 
robuste und wirtschaftlich ver­
tretbare gebäudetechnische Lö­
sungen einzusetzen.

Ziel muss es sein, den Gebäude­
bestand (Immobilienportfolio) auf 
das Klimaschutzziel 2030 zu fo­
kussieren.

1.3	 Lösungen mit Vorbildcharakter 

Aufgrund der zunehmenden Veränderungsgeschwindigkeit beispiels-
weise von energierechtlichen Rahmenbedingungen, der Grenzen der 
Umsetzungsgeschwindigkeit von Projekten und der Entwicklungen im 
Energiemarkt sind die energetischen und strukturellen Anforderungen 
an Gebäude und der Gebäudetechnik deutlich gestiegen. Aufgrund die-
ser Rahmenbedingungen müssen sowohl bei der Gebäudesanierung als 
auch beim Einkauf von Energie immer mehr spezielle Lösungen gefunden 
werden. Einfache Lösung gibt es daher typischerweise kaum noch.

Neben der energetischen Sanierung der Gebäudehülle zur Verringerung 
des Energiebedarfs wird es immer wichtiger, energetisch nachhaltige, 
technisch robuste und wirtschaftlich vertretbare gebäudetechnische 
Lösungen einzusetzen. Insbesondere bei Gebäuden, bei denen auch 
nach einer Sanierung der Gebäudehülle weiterhin nennenswerter Ener-
giebedarf besteht (z. B. Gebäude mit historischen Fassaden, denkmal
geschützte Gebäude). Letztlich wird es darauf ankommen, die Wirkungs-
grade der Gebäudetechnik immer weiter zu verbessern. Hier können 
hybride Systeme einen Beitrag leisten. So kann beispielsweise durch eine 
Kombination von Technologien (Hybride Systeme) der noch verbleiben-
de Energiebedarf eines Gebäudes höchst effizient gedeckt werden. Ein 
Beispiel dafür wäre eine Wärmeversorgung durch eine Kombination aus 
Blockheizkraftwerk (BHKW), Wärmepumpe (WP) und Eisspeicher sowie 
einem Brennwertkessel als „Backup“.

Zentrale Bedeutung hat darüber hinaus das Energiemanagement. Dieses 
sichert die Wirtschaftlichkeit von neuen energetischen Investitionen, in dem 
die prognostizierten Einsparungen mit Hilfe eines Energiecontrollings über-
prüft und ggf. nachgesteuert werden. Erfahrungen zeigen, dass darüber hi-
naus in der Praxis auch bei älteren gebäudetechnischen Anlagen im Bestand 
Einsparungen in der Größenordnung von ca. 10 % erreicht werden könnten. 
Voraussetzung dafür ist allerdings eine regelhafte und systematische Über-
prüfung der Gebäudetechnik hinsichtlich ihres energetisch optimalen Betrie-
bes. Diese Überprüfung geht jedoch über den normalen Rahmen des „War-
tungs- bzw. des Instandhaltungsmanagements“ deutlich hinaus. 

Konsequenterweise muss daher das Energiemanagement intensiviert 
und integraler Bestandteil einer optimierten Immobilienbewirtschaftung 
werden. Dabei sollte das Ziel verfolgt werden, den Gebäudebestand 
(Immobilienportfolio) auf das Klimaschutzziel 2030 bzw. 2050 zu fo-
kussieren. Dazu könnten auch Steuerungsmöglichkeiten innerhalb des 
Immobilienportfolios genutzt werden. Kann beispielsweise bei einem Be-
standsgebäude bezogen auf das Klimaschutzziel 2030 / 2050 kein aus-
reichendes Sanierungsniveau erreicht werden, besteht die Möglichkeit, 
dieses Manko im Gesamtportfolio z. B. mit einem energetisch entspre-
chend verbesserten Neubauniveau aufzufangen.
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Die von Hamburg verfolgte Stra­
tegie zum Einkauf von Energieträ­
gern beinhaltet eine strukturierte 
Beschaffung mit börsenorientier­
ter Preisfixierung.

2.1	 Zentraler Energieeinkauf

Für den Einkauf von Energie ist das Amt für Energie und Klima (Amt E) 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA) 
zuständig. Als öffentlicher Auftraggeber hat die Freie und Hansestadt 
Hamburg (FHH) bei der Durchführung des Energieeinkaufs der dem 
Wettbewerb unterworfenen Energieträger das Vergaberecht zu beach-
ten. Die Lieferung von Erdgas und Strom werden daher für den Bereich 
der Kernverwaltung (Behörden und Bezirksämter), der Hochschulen und 
der Landesbetriebe zentral von der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft in Zusammenarbeit mit der Finanzbehörde EU-weit 
ausgeschrieben. Außerhalb der Kernverwaltung beteiligen sich ein Teil 
der juristischen Personen des öffentlichen Rechts und der sonstigen 
Unternehmen der FHH ebenfalls an der zentralen Vergabe.

Durch diese zentrale Aufgabenwahrnehmung verbunden mit dem not-
wendigen fachlichen Spezialwissen können alle vertraglichen Fragestel-
lungen umfassend, nach einheitlichen Standards und so letztlich „auf Au-
genhöhe“ mit den jeweiligen Versorgungsunternehmen erörtert werden.

Unabdingbare Voraussetzung für eine ökonomisch und ökologisch er-
folgreiche Vergabe ist darüber hinaus die Definition einer für Hamburg 
optimierten Beschaffungsstrategie. Dies beinhaltet insbesondere die 
Bündelung von Bezugsmengen zu Poolverträgen, die Definition der 
Energiequalität (z. B. Anforderungen an die Ökostromqualität) und die 
gezielte Vorgabe der Vertragsinhalte.

Die von Hamburg verfolgte Strategie zum Einkauf von Energieträgern 
beinhaltet eine strukturierte Beschaffung mit börsenorientierter Preis
fixierung. Nach Abschluss der Vergabeverfahren erfolgt jeweils die Über-
wachung der strukturierten Energiebeschaffung mit der Fixierung der 
Energiepreise an den Energiebörsen in Leipzig (Strom) und in Paris (Erdgas). 

In der nachfolgenden Grafik ist das gute Ergebnis der zentralen Einkaufs-
strategie Hamburgs für Strom direkt ablesbar (EEX-(FHH)-Preise in rot). 
Da an der Börse nur der Erzeugungsanteil des Stroms beschafft wird, kann 
die Einkaufsstrategie auch nur auf diesen Preisbestandteil des Stroms 
wirken. Andere Strompreisbestandteile wie Netzkosten und EEG-Umlage 
sind nicht dem Preiswettbewerb für den Stromkunden unterstellt und 
können daher nicht beeinflusst werden. Im Ergebnis konnte durch eine 
optimierte Einkaufsstrategie ab 2012 der Strompreis (EEX (FHH)-Preise) 
kontinuierlich gesenkt und der Anstieg der Stromgesamtkosten (Summe 
aus EEX + EEG+ Netzkosten) für Hamburg abgemildert werden. 

Gleiches gilt für die Beschaffung von Erdgas, wie der nachfolgende Ver-
gleich der für Hamburg erzielten Preise für die Energieträger Erdgas, 
Fernwärme und Strom verdeutlicht. Hier ist ab 2012 ein leichter Rückgang 

2	� Rahmenbedingungen der Behörde für Umwelt, 
Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA)
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des Hamburger Gaspreises erkennbar, der – wie bei der Beschaffung von 
Strom – ebenfalls auf eine optimierte Beschaffungsstrategie zurückzu-
führen ist. Mit dem Ende 2021 historisch beispielhaften, sprunghaften 
Anstiegs des Erdgaspreises in Verbindung mit der Einführung der natio-
nalen CO2-Abgaben ist ein deutlicher Aufwärtstrend des Erdgaspreises 
ab 2021 bereits jetzt erkennbar. 

Bei den dargestellten Preisen für Strom, Erdgas und Fernwärme handelt 
es sich jeweils um einen statistischen Mittelwert aus unterschiedlichen 
Tarifstrukturen Hamburger Energielieferverträge einschließlich der Um-
satzsteuer (Abbildung 2). Die im Preisvergleich zu Erdgas und Fernwär-
me relativ hohen Preise für Strom sind u. a. Folge der ansteigenden Kos-
tenbestandteile für Netzausbau und der EEG-Umlage. Mit Hilfe eines 
Bundeszuschusses wird beabsichtigt, für 2021 (6,5 ct/kWh) und 2022 
(6,0 ct/kWh) die EEG-Umlage auf einem gleichmäßigen Niveau zu stabi-
lisieren.4 Darüber hinaus sind ab 2021 für Anlagen bis 20 MW Feuerungs-
leistung nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz – BEHG Kosten 
für CO2-Emissionen für Energie mit Anfangs 25 € pro Tonne CO2 in den 

4	 (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2021)

Abbildung 1: Strompreise (ohne Netzkosten) seit 2010 mit Schätzung für 2022 

Abbildung 2: langfristiger Preisvergleich von Energieträgern (Durchschnittspreise) mit Prognose für 2021/2022

Energiepreisvergleich (brutto)	 Erdgas / Fernwärme / StromEntwicklung der Strompreisbestandteile EEX und EEG
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des Hamburger Gaspreises erkennbar, der – wie bei der Beschaffung von 
Strom – ebenfalls auf eine optimierte Beschaffungsstrategie zurückzu-
führen ist. Mit dem Ende 2021 historisch beispielhaften, sprunghaften 
Anstiegs des Erdgaspreises in Verbindung mit der Einführung der natio-
nalen CO2-Abgaben ist ein deutlicher Aufwärtstrend des Erdgaspreises 
ab 2021 bereits jetzt erkennbar. 

Bei den dargestellten Preisen für Strom, Erdgas und Fernwärme handelt 
es sich jeweils um einen statistischen Mittelwert aus unterschiedlichen 
Tarifstrukturen Hamburger Energielieferverträge einschließlich der Um-
satzsteuer (Abbildung 2). Die im Preisvergleich zu Erdgas und Fernwär-
me relativ hohen Preise für Strom sind u. a. Folge der ansteigenden Kos-
tenbestandteile für Netzausbau und der EEG-Umlage. Mit Hilfe eines 
Bundeszuschusses wird beabsichtigt, für 2021 (6,5 ct/kWh) und 2022 
(6,0 ct/kWh) die EEG-Umlage auf einem gleichmäßigen Niveau zu stabi-
lisieren.4 Darüber hinaus sind ab 2021 für Anlagen bis 20 MW Feuerungs-
leistung nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz – BEHG Kosten 
für CO2-Emissionen für Energie mit Anfangs 25 € pro Tonne CO2 in den 

4	 (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2021)

Abbildung 1: Strompreise (ohne Netzkosten) seit 2010 mit Schätzung für 2022 

Abbildung 2: langfristiger Preisvergleich von Energieträgern (Durchschnittspreise) mit Prognose für 2021/2022

Energiepreisvergleich (brutto)	 Erdgas / Fernwärme / Strom

Preisprognosen enthalten. Anlagen mit einer Feuerungsleistung über 20 
MW nehmen bereits am europäischen Emissionshandel (TEHG)5 teil und 
sollten daher von der nationalen Regelung nach dem Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz ausgeschlossen sein (Vermeidung von Doppelbesteu-
erungen).

Das Abschließen / Verhandeln von Einzel- und Rahmenverträgen nicht 
ausschreibungspflichtiger Versorgungsvarianten (z. B. Fern- und Nah-
wärmeversorgungen) wird ebenfalls an zentraler Stelle in der Energieab-
teilung E1 der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
durchgeführt. So können einheitliche Standards auch für diesen Bereich 
der Energiebeschaffung eingehalten und verantwortlich gegenüber dem 
Vertragspartner durchgesetzt werden. Daher müssen Einrichtungen, die 
z. B. einen Wechsel von einer Gasversorgung hin zu einer Fernwärmever-
sorgung wünschen, diese Energieartänderung mit dem Referat E12 der 
Energieabteilung der BUKEA abstimmen.

5	 (Europäische Union, 2021, S. Anhang I)
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Das Energiecontrolling unterliegt 
seit einigen Jahren einem Wandel, 
hervorgerufen durch strukturelle 
Veränderungen im Bereich des 
Immobilienmanagements Ham­
burgs. Dabei wird grundsätzlich 
zwischen operativem Controlling 
einzelner Gebäude oder Immo­
bilienportfolios und dem strate­
gischen (zentralen) Controlling 
unterschieden. 

Dieser Energiebericht beinhaltet 
ausschließlich Auswertungen des 
strategischen (zentralen) Ener­
giecontrollings der Poolverträge 
des zentralen Energieeinkaufs. 

2.2	� Strategisches (zentrales) Energiecontrolling 
der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft

Ein wichtiger Bestandteil des Energiemanagements ist das Energie
controlling. Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
konzentriert sich dabei im Wesentlichen auf das strategische Control-
ling. Grundlage des strategischen Controllings sind Jahresverbräuche, 
die jeweils im Folgejahr ausgewertet werden. Aus diesen Daten lässt sich 
mit statistischen Methoden ein Vergleichsmaßstab erarbeiten. Auffällig-
keiten werden im jeweiligen Immobilienportfolio dezentral überprüft und 
gegebenenfalls beseitigt. Für längerfristige Analysen und Betrachtun-
gen erfasst die Behörde zentral alle notwendigen Daten in einer Energie
datenbank. Diese Daten bilden auch die Grundlage für Abschätzungen zu 
zukünftigen Energieverbräuchen.

Demgegenüber erfolgt das operative Energiecontrolling dezentral in 
den Liegenschaften der unterschiedlichen Immobilienportfolios und ist 
integraler Bestandteil des Immobilienmanagements. Dieses Immobilien
management unterliegt seit einigen Jahren einem Wandel, hervorgeru-
fen durch strukturelle Weiterentwicklungen im Bereich des Immobilien
managements Hamburgs. Bei den jeweiligen Immobilienverantwortlichen 
wurden überwiegend professionelle Bau- und Gebäudemanagements 
(Drs. 20 / 14486) eingeführt, die z. T. über ein eigenes Energiecontrolling 
verfügen. Daher kann die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft bei Bedarf auch auf dezentral erhobene Verbrauchsdaten des 
operativen Energiemanagements zurückgreifen. Wo ein derartiges ope-
ratives Energiecontrolling noch nicht in ausreichendem Maß vorhanden 
ist, kann die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
mit Hilfe des strategischen Energiecontrollings auf Basis historischer 
Verbrauchsdaten des zentralen Energieeinkaufs wertvolle Informationen 
zu Energieverbräuchen liefern. 

Dieser Energiebericht beinhaltet ausschließlich Auswertungen des stra-
tegischen (zentralen) Energiecontrollings der Poolverträge des zentralen 
Energieeinkaufs der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt-
schaft.
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Sollten in den jeweiligen Regel­
werken unterschiedliche Mindest­
anforderungen enthalten sein, so 
werden in öffentlichen Gebäuden 
die jeweils schärferen Anforde­
rungen angewendet.

2.3	� Förderung von Klimaschutzmaßnahmen in 
öffentlichen Gebäuden

6	 (Senatsbeschluss , 2019)

7	 (Finnzbehörde, 1998)

Bereits seit 1979 besteht mit der Senatsanweisung zu Vorgaben des 
„Hamburger Programms zur Energieeinsparung“ vom 30. Oktober 1979 
insbesondere durch die Einführung der sog. 2 / 3-Wirtschaftlichkeit als 
Umsetzungsinstrument die Daueraufgabe zum Klimaschutz. 

Mit dem Neuerlass des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes (HmbKliSchG) 
vom 20. Februar 2020 sowie der „Verordnung zur Umsetzung der 
Pflichten zur Nutzung von Photovoltaik und erneuerbaren Energien 
bei der Wärmeversorgung nach dem Hamburgischen Klimaschutzge-
setz“ vom 22. Dezember 2020 besteht der neue Hamburger Rechtsrah-
men zur Energieeinsparung und zur Energienutzung. Der vierte Teil des 
HmbKliSchG benennt konkrete Anforderungen zu öffentlichen Gebäu-
den. In § 20 Abs. 2 des HmbKliSchG ist für Maßnahmen zu Neu-, Um- 
und Erweiterungsbauten bei öffentlichen Gebäuden eine Vorbildfunktion 
verankert. Diese Vorbildfunktion besteht im Wesentlichen aus der An-
wendung des sog. Effizienzgebäudestandards „Effizienzhaus-40“ beim 
Neubau und der Anwendung der als Verwaltungsvorschrift einzuordnen-
den „Leitkriterien für die energetische Sanierung öffentlicher Gebäude 
der FHH“6 bei Sanierungen von bestehenden öffentlichen Gebäuden.

In den vorgenannten Regelwerken werden neben den Anforderungen an 
neu zu errichtende Nichtwohngebäude auch Anforderungen an beste-
hende Gebäude festgelegt. Sollten in den jeweiligen Regelwerken unter-
schiedliche Mindestanforderungen enthalten sein, so werden in öffent
lichen Gebäuden die jeweils schärferen Anforderungen angewendet.

Für die Hamburgische Verwaltung sind gemäß der „Anordnung über die 
Aufgaben und Aufgabenverteilung auf dem Gebiete des Energie- und 
Wasserverbrauchs“7 die Grundlagen für die Bereitstellung von energe
tischen Daten und die Zuständigkeit der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft für die Entscheidung über den zweck
mäßigen Einsatz des Energieträgers festgelegt. Die in dieser Verwal-
tungsvorschrift enthaltenen Festlegungen gelten für die Versorgung al-
ler Gebäude, Einrichtungen und betriebstechnischen Anlagen Hamburgs 
und auch für angemietete Gebäude und Anlagen.
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Momentaufnahme der verwalte­
ten Abnahmestellen und Ener­
giemengen (Stand 2020).

3.1	 Zentrales Vertragsmanagement

Neben dem zentralen Einkauf bzw. der Vergabe von leitungsgebundenen 
Energieträgern ist ein zentrales Vertrags- und Energiemanagement von 
strategischer Bedeutung, um strukturell Einsparungen zu erzielen. Der 
Qualität der Daten hinsichtlich Verbrauchsmengen, Abnahmestruktur 
(Lastgang) und insbesondere der Prognostizierbarkeit für den Lieferzeit-
raum kommt hierbei endscheidende Bedeutung zu. Deshalb erfolgt die 
gesamte Kommunikation zwischen den einzelnen Energieversorgern und 
den Hamburger Dienststellen über den zentralen Einkauf der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft. Die Behörde für Umwelt, 
Klima, Energie und Agrarwirtschaft ist darüber hinaus Vertragspartner 
für den Energieversorger. Wesentliche Aufgabe der Behörde für Behörde 
für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft ist die vertragsrelevante 
Verwaltung aller Abnahmestellen. Somit ist das Referat E12 „Energie für 
öffentliche Gebäude“ der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-
wirtschaft zentrale Ansprechstelle sowohl für die Dienststellen als auch 
für die Energieversorger bei der Veränderung der Verbrauchsstellen. So 
werden An-, Um- und Abmeldungen von Verbrauchsstellen zeitnah er-
fasst und Veränderungen der Abnahmestruktur zeitgerecht erkannt und 
rechtssicher geregelt.

Nachfolgende Tabelle zeigt als Momentaufnahme die Anzahl der verwal-
teten Abnahmestellen und Energiemengen (Stand 2020):

3.2	 Intracting für öffentliche Gebäude Hamburgs

Allgemeines Intracting / Contracting
Allgemein wird zwischen Energieliefer- oder Anlagen-Contracting und 
Energieeinspar-Contracting unterschieden. Beim Anlagen-Contracting 
werden Vertragsvereinbarungen über die Lieferung von (Wärme-)Ener-
gie abgeschlossen, wobei der Contractor die Finanzierung der Wärme-
erzeugung und die Anlagenbetreuung für einen festgelegten Zeitraum 

3	Handlungsfelder

Energieträger Anzahl  
Abnahmestellen 

Energiemenge 
Millionen kWh

Strom 5057 361

Gas 1837 493

Wärme 476 305

Summen 7370 1159

Tabelle 1: Umfang der Hamburger Abnahmestruktur
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Ein durch die Stadt innerhalb der 
Verwaltung durchgeführtes Con­
tracting wird Intracting genannt.

übernimmt. Die Kosten des Contractors werden über die Vertragslauf-
zeit auf den Energiepreis verteilt.

Beim Energieeinspar-Contracting hat der Contractor die Verpflichtung, 
durch Optimierung der vorhandenen technischen Anlagen oder durch den 
Einsatz effizienterer Technik den Energiebedarf zu verringern. Er über-
nimmt hier die Finanzierung und Durchführung technischer Leistungen 
und refinanziert diese aus kontinuierlichen Zahlungen der Stadt (Con-
tractingnehmer) bzw. den erzielten Einsparungen. Es handelt sich hier-
bei also um eine besondere Form der Fremdfinanzierung. Das Energie
einspar-Contracting ist eine Möglichkeit, energiesparende Maßnahmen 
in den öffentlichen Gebäuden zu realisieren. 

Wird dieses Modell innerhalb der Verwaltung einer Stadt durchgeführt, 
spricht man vom sog. Intracting (aus: Stadtinternes Contracting).

Ziel 
Ziel des Intracting ist es, energiesparende Maßnahmen langfristig „haus-
haltsneutral“ umsetzen zu können. Einer Anschubfinanzierung folgend, 
kumulieren die vermiedenen Kosten die zur Finanzierung von weiteren 
Effizienzmaßnahmen notwendigen Finanzmittel. Hierfür fließt während 
der Intractingphase ein festzulegender Anteil der eingesparten Kosten 
in einen sog. revolvierenden Fonds, der diese Mittel (eingesparte Ener-
giekosten) für neue Effizienzprojekte wieder zur Verfügung stellt. Es 
entsteht ein geschlossener Finanzierungskreislauf, aus dem dauerhaft 
energiesparende Investitionen finanziert werden können. Je höher die 
Anschubfinanzierung („Startkapital“), desto größer sind die Mittelrück-
flüsse (eingesparte Energiekosten) und der selbstverstärkende Effekt 
für den Klimaschutz sowie die Reduzierung der CO2-Emissionen durch 
stetig neue Maßnahmen zur Energieeinsparung. Das Haushalts- oder 
Bewirtschaftungsbudget bleibt dabei erfreulicherweise konstant, da die 
Investitionen für die Energieeinsparmaßnahmen nur aus den Energie
kosteneinsparungen finanziert werden.

Möglichkeiten 
Das Intracting bietet ebenso wie das Contracting die Möglichkeit, 
Maßnahmen zur Energieeinsparung schnell und weitgehend unabhän-
gig von der jeweiligen Haushaltslage umzusetzen. Vorteil des Intracting 
für die Stadt ist der Wegfall von Zinsen und Zuschlägen für Wagnis 
und Gewinn des Contractors, darüber hinaus sind die tatsächlich ent-
standenen Investitionskosten nachvollziehbar und transparent zu über-
prüfen. 

Auch kleinere Investitionen und Teilfinanzierungen sind möglich, wo-
durch das Intracting insgesamt eine sehr flexible Möglichkeit bietet, 
energiesparende Maßnahmen forciert umzusetzen. Voraussetzung dabei 
ist eine zentrale Stelle mit fachlichem Know-how, die zum einen mögliche 
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Einsparungen kommen dem 
Hamburger Haushalt zugute, 
denn Kosteneinsparungen ent­
lasten den Betriebshaushalt.

Maßnahmen fachlich beurteilen kann und zum anderen den Überblick 
über Einsparpotentiale in der gesamten Verwaltung besitzt.

Umsetzung
Dem „Energiebericht 2017“ (Behörde für Umwelt und Energie, Amt für 
Naturschutz, Grünplaung und Energie, 2018, S. 62) ist eine tiefergehende 
Beschreibung zur Einführung eines Intracting für eine Organisationsein-
heit zu entnehmen, die beispielhaft als Basis für einen Geschäftsprozess 
zur Einführung des Intracting dienen kann.

Seit der Einführung des Intracting im Bereich der Hochschulen und des 
Schulbaus (SBH) im Jahr 2016 sind bisher folgende Maßnahmen in der 
Umsetzung (Stand 2020):

3.3	 Förderung von Einzelmaßnahmen

Durch Maßnahmenbündel oder eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen soll 
die Energieeffizienz der Gebäudetechnik, insbesondere der Anlagen zur 
Erzeugung und Verteilung von Heizenergie sowie elektrischer Antriebe 
in öffentlichen Gebäuden verbessert werden. Die Einsparungen kommen 
dem Hamburger Haushalt zugute, denn die Kosteneinsparungen entlas-
ten den Betriebshaushalt durch die Senkung der Betriebskosten.

In dem nachfolgenden Diagramm sind die Einspar-Investitionen aus der 
BUKEA-Maßnahme „Energetische Sanierung öffentlicher Gebäude – 
Modernisierung der Gebäudetechnik“ und die so erzielten Betriebskos-
teneinsparungen dargestellt.

Immobilienportfolio Anzahl 
Projekte

Art der Maßnahme Kosten Einsparungen Wirtschaft­
lichkeit

e=Stromeinsparung 
H=Heizenergieeinsparung  

K=Kälteeinsparung

Tausend 
Euro T€/a Energie 

MWh/a
CO2 

Tonnen/a %

Schulbau Hamburg 
(SBH) 14 e + H 755 104 771 4604 132

UNI Hamburg 20 e + H + K 2422 426 6604 1931 213

Summen 34 3177 530 7375 6535 Ø 173

Tabelle 2: Laufende Maßnahmen im Rahmen des Intractings
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Aufgrund einer sehr ausgelaste­
ten Bauwirtschaft werden zuneh­
mend Kapazitätsgrenzen erreicht, 
die die Anzahl und die Umset­
zungsgeschwindigkeit von Projek­
ten deutlich reduziert.

Eine Vielzahl von kleineren und größeren Projekten zur Effizienzsteige-
rung im Bereich der Anlagentechnik hat in den vergangenen Jahren ge-
zeigt, dass sich das Energiesparen hier lohnt. Aus Abbildung 3 ist leicht 
ersichtlich, dass die Einsparungen während der Nutzungszeit bis 2018 
deutlich größer sind als die Investitionskosten in den Zeiträumen. 

Ab 2019 wurden zusätzlich zu Maßnahmen im Bereich der Anlagentech-
nik auch effizienzsteigernden Maßnahmen an Gebäudehüllen von öffent-
lichen Gebäuden gefördert (Dämmung). Aufgrund der im Vergleich zu 
Sanierungen der Anlagentechnik höheren Investitionskosten von Gebäude-
dämmungen konnten keine Kosteneinsparungen in gleicher Größenord-
nung der Investitionen erzielt werden. Grund sind hier auch die bis 2020 
noch historisch niedrigen Energiepreise der Hamburger Poolverträge. 
Durch die ab 2021 geltenden strukturell steigenden CO2-Preise ist zu 
erwarten, dass die Kosteneinsparungen langfristig wieder das Investi-
tionsniveau erreichen und auch wieder übertreffen können.

Die nachfolgende Tabelle 3 zeigt eine Aufstellung der in den letzten 
acht Jahren durchgeführten Projekte mit den erzielten Einsparungen 
an Energie, Kosten und CO2 sowie der dafür aufgewendeten Gesamt-
investitionssumme von rund 13,3 Mio. Euro. Im Mittel konnte eine 
durchschnittliche Wirtschaftlichkeit von rund 119 % (s. Tabelle 3) er-
reicht werden. Die Anzahl der im Jahr möglichen Projekte hängt im 
Wesentlichen von verfügbaren Planungs- und Baukapazitäten der 

Investitionen und Betriebskosteneinsparungen
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Abbildung 3: Investitionen und Betriebskosteneinsparungen
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beteiligten Immobilienportfolios bzw. deren Realisierungsträger ab. Auf-
grund einer sehr gut ausgelasteten Bauwirtschaft werden auch in die-
sem Bereich zunehmend Kapazitätsgrenzen erreicht, die die Anzahl und 
die Umsetzungsgeschwindigkeit energieeinsparender Projekte deutlich 
reduziert.

Neben den eingesparten Betriebskosten werden durch die Verminderung 
des Energiebedarfs in erheblichem Umfang CO2-Emissionen vermieden. 
In Abbildung 4 sind die in den vergangenen Jahren unter Berücksichti-
gung der Nutzungszeiten erreichten CO2-Vermeidungen dargestellt. Hier 
ist ein Rückgang der CO2-Vermeidung erkennbar, deren Gründe zum ei-
nen in immer geringeren CO2-Emissionsfaktoren liegen und somit die 
spezifischen CO2-Einsparungen mindern. Zum anderen müssen Ein
sparungen auf einem immer höheren technologischen Niveau erbracht 
werden. Die vormals erzielten hohen spezifischen Einsparungen konnten 
nur aufgrund teilweise veralteter Technik und (Bau-)Standards erzielt 
werden. Die technologische Migration hin zu immer höheren Wirkungs-
graden schreitet weiter voran, so dass auch mit steigenden Aufwendun-
gen zur Aktivierung von Energieeinsparungen auf einem immer höheren 
Einsparniveau zu rechnen ist.

Jahr Anzahl 
Projekte

Art der Maßnahme Kosten Einsparungen Wirtschaft­
lichkeit

e=Stromeinsparung 
H=Heizenergieeinsparung  

K=Kälteeinsparung

Tausend 
Euro T€/a Energie 

MWh/a
CO2 

Tonnen/a %

2013 15 e + H 2200 268 2818 1196 138

2014 14 e + H 2200 300 1911 1721 155

2015 12 e + H 1200 150 1274 1021 142

2016 19 e + H 1700 174 2096 1278 116

2017 11 e + H 1300 170 1719 700 148

2018 22 e + H 2200 218 1496 666 102

2019 6 e + H 353 29 627 217 74

2020 11 e + H 2120 71 845 305 74

Summen 110 13273 1380 12786 7104 Ø 119

 Tabelle 3: Aufstellung der geförderten Maßnahmen seit 2013

CO2-Vermeidung kumulativ 
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Die technologische Migration 
hin zu immer höheren Wirkungs­
graden schreitet weiter voran, 
so dass auch mit steigenden Auf­
wendungen zur Aktivierung von 
Energieeinsparungen auf einem 
immer höheren Einsparniveau zu 
rechnen ist.

Die Auswertung des strategi­
schen Controllings gibt einen 
Gesamtüberblick über die Ener­
gieverbräuche und ist Grundlage 
steuernder Maßnahmen zur Effi­
zienzsteigerung.

3.4	� Strategisches Controlling in der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft – 
dezentrales Controlling im „Mieter-Vermieter-
Modell“

8	 (Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, 2015)

Mit der Einführung des professionellen Immobilienmanagements und des 
damit einhergehenden dezentralen Energiecontrollings in den Liegen-
schaften konzentriert sich die Verantwortung der Behörde für Umwelt, Kli-
ma, Energie und Agrarwirtschaft auf das strategische Energiecontrolling 
und auf den Teilnehmerkreis der zentralen Energiebeschaffung. Zurzeit 
sind mit dem strategischen Energiecontrolling im Wesentlichen die Kern-
verwaltung (z. B. Behörden und Bezirksämter), Hochschulen, Schulen und 
Landesbetriebe erfasst. Basis des strategischen Controllings sind Jahres-
verbräuche, die jeweils im Folgejahr ausgewertet werden. Aus diesen Da-
ten lässt sich ein regelmäßiges Benchmark mit Kennzahlen vergleichbarer 
Gebäude oder Anlagen erarbeiten. Durch diese Auswertung werden immer 
wieder Auffälligkeiten identifiziert, die dann im jeweiligen Immobilienport-
folio dezentral überprüft und ggfs. reguliert werden müssen. 

Darüber hinaus können auch steigende Energiekosten, die als Neben-
kosten durch Nutzer bzw. Mieter im Mieter-Vermieter-Modell8 zu tra-
gen sind, identifiziert werden. Zur Reduzierung der Nebenkosten kann 
es daher eine lohnende Aufgabe für den Mieter bzw. Nutzer des Ham-
burger „Mieter-Vermieter-Modells“ sein, den eigenen Energieverbrauch 
mit Hilfe eines harmonisierten Benchmarks im Auge zu behalten. Denn 
auch durch den Mieter bzw. Nutzer können energiesparende Maßnahmen 
identifiziert und initiiert werden.

beteiligten Immobilienportfolios bzw. deren Realisierungsträger ab. Auf-
grund einer sehr gut ausgelasteten Bauwirtschaft werden auch in die-
sem Bereich zunehmend Kapazitätsgrenzen erreicht, die die Anzahl und 
die Umsetzungsgeschwindigkeit energieeinsparender Projekte deutlich 
reduziert.

Neben den eingesparten Betriebskosten werden durch die Verminderung 
des Energiebedarfs in erheblichem Umfang CO2-Emissionen vermieden. 
In Abbildung 4 sind die in den vergangenen Jahren unter Berücksichti-
gung der Nutzungszeiten erreichten CO2-Vermeidungen dargestellt. Hier 
ist ein Rückgang der CO2-Vermeidung erkennbar, deren Gründe zum ei-
nen in immer geringeren CO2-Emissionsfaktoren liegen und somit die 
spezifischen CO2-Einsparungen mindern. Zum anderen müssen Ein
sparungen auf einem immer höheren technologischen Niveau erbracht 
werden. Die vormals erzielten hohen spezifischen Einsparungen konnten 
nur aufgrund teilweise veralteter Technik und (Bau-)Standards erzielt 
werden. Die technologische Migration hin zu immer höheren Wirkungs-
graden schreitet weiter voran, so dass auch mit steigenden Aufwendun-
gen zur Aktivierung von Energieeinsparungen auf einem immer höheren 
Einsparniveau zu rechnen ist.

Jahr Anzahl 
Projekte

Art der Maßnahme Kosten Einsparungen Wirtschaft­
lichkeit

e=Stromeinsparung 
H=Heizenergieeinsparung  

K=Kälteeinsparung

Tausend 
Euro T€/a Energie 

MWh/a
CO2 

Tonnen/a %

2013 15 e + H 2200 268 2818 1196 138

2014 14 e + H 2200 300 1911 1721 155

2015 12 e + H 1200 150 1274 1021 142

2016 19 e + H 1700 174 2096 1278 116

2017 11 e + H 1300 170 1719 700 148

2018 22 e + H 2200 218 1496 666 102

2019 6 e + H 353 29 627 217 74

2020 11 e + H 2120 71 845 305 74

Summen 110 13273 1380 12786 7104 Ø 119

 Tabelle 3: Aufstellung der geförderten Maßnahmen seit 2013

CO2-Vermeidung kumulativ 

Abbildung 4: CO2-Vermeidung in Tonnen durch geförderte Energieeinsparmaßnahmen 
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Die Herausforderung in die­
sem Kontext, öffentliche Gebäu­
de ökonomisch und ökologisch 
möglichst optimal zu betreiben, 
erfordert neben einem dezent­
ralen (operativem) Energiecont­
rolling bzw. einem professionel­
len Immobilienmanagement auf 
strategischer Ebene für gesamt 
Hamburg auch erweiterte Me­
thoden der Analyse von Energie­
verbrauchsdaten.

Investitionen zur Energieeinsparung bzw. für den Klimaschutz sollten 
dann nicht nur vertraglich vereinbart und durch finanzielle Zuschüsse 
kompensiert werden – hier hilft das Referat E 12 der Behörde für Um-
welt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft – , die Zielerreichung muss 
auch langfristig überprüft werden. Diese Aufgabe muss im jeweiligen 
Immobilienportfolio dezentral wahrgenommen werden und ist nicht 
mehr Aufgabe der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirt-
schaft.

3.5	� Stochastisches Controlling – Hinweise auf 
realistische Energiesparquoten der Wärme-
energie im gesamten Immobilienportfolio

Die Nutzung öffentlicher Gebäude hängt wesentlich von Rahmen
bedingungen ab, die im Kern durch die Erfüllung staatlicher Aufgaben 
geprägt sind. Da diese Aufgaben immer größeren und vor allem schnel-
leren Veränderungen unterworfen werden, müssen in diesem Zuge 
auch die Nutzung und der Betrieb des öffentlichen Gebäudebestands 
entsprechend flexibel reagieren. Daher sind die Zuordnung von Ener-
giekosten und (Miet-) Flächen selbst von einzelnen Gebäuden in hohem 
Maße volatil. Die Herausforderung in diesem Kontext, öffentliche Ge-
bäude ökonomisch und ökologisch möglichst optimal zu betreiben, er-
fordert daher neben einem dezentralen (operativen) Energiecontrolling 
bzw. einem professionellen Immobilienmanagement auf strategischer 
Ebene für gesamt Hamburg auch erweiterte Methoden der Analyse 
von Energieverbrauchsdaten. Daher wird seit 2017 das strategische 
Energiecontrolling versuchsweise auch mit stochastischen Methoden 
durchgeführt. Ziel ist es hier, trotz der systemimmanenten Verände-
rung der Datenlage mit einer möglichst hohen Wahrscheinlichkeit be-
lastbare Aussagen über den energetischen Zustand des öffentlichen 
Gebäudebestandes Hamburgs zu gewinnen.

Somit wird das bisherige Controlling einzelner Gebäude oder Gebäude-
gruppen mit Hilfe von statistischen Methoden zu einem Controlling des 
Gesamtbestandes der öffentlichen Gebäude Hamburgs erweitert. Dazu 
werden umfangreiche Stichproben der Energieverbrauchsdaten öffent-
licher Gebäude Hamburgs erhoben und auf dieser Basis Schätz- und 
Näherungswerte für die jeweiligen Energiekennwerte ermittelt (Para-
meterschätzung). So wird beispielsweise bei der Betrachtung der Wär-
meenergie in erster Näherung von einer logarithmisch standartnormal-
verteilten Häufigkeit der Heizenergiekennzahlen ausgegangen. Diese 
Annahme wurde aufgrund der Kennwerte einer gruppierten Stichprobe 
getroffen und mit Hilfe von Anpassungstests abgesichert.

In der nachfolgenden Abbildung sind die normierten Dichtefunktionen 
der spezifischen Heizenergiekennzahlen (Heizenergie pro Quadratmeter 



21

und Jahr) öffentlicher Gebäude der Jahre 1996, 2006 und 2016 darge-
stellt. Der Verlauf der einzelnen Dichtefunktionen ergibt sich aus Stich-
proben der Energieverbräuche der letzten 20 Jahre. (Abbildung 5).

Daraus ist erkennbar, dass innerhalb der ersten 10 Jahre (von 1996 bis 
2006) der Median (Mittelwert der logarithmischen Normalverteilung) 
des spezifischen Heizenergieverbrauchs (bereinigt) um rund 50 kWh/m²a 
abgenommen hat. In den darauffolgenden 10 Jahren jedoch nur noch um 
rund 30 kWh/m²a verringert werden konnte. 

Letztlich zeigt diese Darstellung anschaulich die energetische Verbes-
serung des öffentlichen Gebäudebestandes Hamburgs, wobei hier nicht 
zwischen baulichen oder gebäudetechnischen Verbesserungen unter-
schieden wird. 

Ein Vorteil von statistischen Analysen liegt in der Möglichkeit, u. a. neue 
Beurteilungsparameter zu gewinnen. So können für die jeweiligen Jahre 
z. B. auch weitere Kennwerte wie z. B. der Erwartungswert ermittelt und 
gegenübergestellt werden. So liegt der Erwartungswert im Jahre 1996 
noch bei ca. 230 kWh/m²a. In 2006 liegt dieser dann nur noch bei ca. 
170 kWh/m²a und in 2016 schließlich bei ca. 160 kWh/m²a. 

Auch die Verringerung des Erwartungswertes kann als energetische 
Verbesserung des Gebäudebestandes interpretiert werden. Es ist ge-
plant, die statistische Verbrauchsanalyse als ergänzendes Controlling-
instrument weiterzuführen und ggf. auch auf den elektrischen Energie-
verbrauch anzuwenden.
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Einfach zu erschließende Einspar­
potentiale werden sehr wahr­
scheinlich mit der Zeit immer 
weiter zurückgehen. Somit müs­
sen immer höhere Aufwendungen 
einkalkuliert werden, um weiter­
hin und auch in Zukunft jährliche 
Einsparraten über 2 % aktivieren 
zu können.

Strukturelle Einsparquoten in 
der Größenordnung von 2 % sind 
durchaus realistisch auch wenn 
diese in Zukunft auf einem im­
mer höheren Niveau erbracht 
werden müssen.

Aus Abbildung 5 kann als ergänzende Parameter auch die jährlichen Wär-
meenergieeinsparungen als prozentuale Verbesserung (Einsparung) er-
mittelt werden. So fiel der Median von 1996 bis 2006 von 210 kWh/m²a auf 
160 kWh/m²a. Dies entspricht einer durchschnittlichen Energieeinspar
rate von ca. 2,7 %. Von 2006 bis 2016 fiel der Median von 160 kWh/m²a 
auf 130 kWh/m²a, was einer jährlichen Einsparquote von rund 2 % ent-
spricht. 

Es ist also festzustellen, dass die jährliche Sparquote im zweiten 10-Jahres-
Zeitraum leicht abgesunken ist. Das kann ein Hinweis darauf sein, dass 
einfach zur erschließende Einsparpotentiale immer weiter zurückgehen. 
Somit müssen immer höhere Aufwendungen einkalkuliert werden, um 
weiterhin und auch in Zukunft jährliche Einsparraten über 2 % aktivieren 
zu können.

Diese 10 Jahres-Auswertungen zu jährlichen Einsparraten von Wärme-
energie des gesamten Immobilienportfolios bilden die Grundlagen zur 
Abschätzung zukünftiger Energieverbräuche und Einsparraten, die im 
nachfolgenden Abschnitt näher beschrieben werden.

3.6	� Der Weg zum nahezu klimaneutralen  
(öffentlichen) Gebäudebestand –  
der energetische Portfolioansatz

Anknüpfend an die Ergebnisse aus Abschnitt 3.5 kann also weiterhin da-
von ausgegangen werden, dass jährliche Einsparquoten des öffentlichen 
Immobilienportfolios von rund 2 % durchaus erreichbar sind. Auch wenn 
immer weniger Einsparpotentiale mit relativ einfachen Lösungen geho-
ben werden können und damit die Einsparquoten auf immer höherem 
Niveau erbracht werden müssen, sind strukturelle Einsparquoten in der 
Größenordnung von 2 % unter nachfolgenden Randbedingungen durch-
aus realistisch. Wesentliche Randbedingung ist dabei die energetische 
Sanierung von bestehenden Gebäuden mit dem Ziel möglichst hoher 
Endenergieeinsparungen. Denn erst, wenn der nach einer Sanierung ver-
bleibende Energiebedarf erheblich verringert ist, kann der Anteil an lokal 
erzeugter erneuerbarer Energie (Wärmepumpen, Solarthermie, Photo-
voltaik für Wärmepumpen etc.) einen wesentlichen Beitrag zur Wärme-
versorgung eines Gebäudes leisten. 

Grund dafür sind die in einer Metropole relativ begrenzten Flächen und 
Räume, die zur Gewinnung von Erneuerbaren Energien zur Verfügung 
stehen. Daher muss der fortwährenden Effizienzsteigerung in jedem Sa-
nierungsprojekt eine angemessene Bedeutung beigemessen werden, da 
mit dem Niveau der Endenergieeinsparung letztlich auch die Wirksam-
keit des erneuerbaren Energieanteils direkt beeinflusst wird.
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Die energetische Sanierung ei­
nes umfangreichen Immobilien­
bestandes ist ein dynamisches 
Problem. Denn auf die Aufgabe 
der Sanierung wirken eine Viel­
zahl von dynamischen Faktoren 
wie die finanzielle Leistungs­
fähigkeit, die verfügbaren pla­
nerischen und bautechnischen 
Kapazitäten sowie letztlich auch 
nutzerspezifische Bedingungen 
und Zwänge. 

Mit einer regelmäßigen Neu­
festlegung (Kalibrierung) wird 
ein Regelalgorithmus eingeführt. 
Dieser stellt sicher, dass sich 
die Endenergie-Mengenvorgaben 
beider Mengen (Einsparung und 
erneuerbarer Anteil) am realen 
Verbrauch und dem Klimaziel 
regelmäßig anpassen lassen.

Die energetische Sanierung eines umfangreichen Immobilienbestandes 
ist ein dynamisches Problem. Denn auf die Aufgabe der Sanierung wirken 
eine Vielzahl von dynamischen Faktoren wie die finanzielle Leistungs-
fähigkeit, die verfügbaren planerischen und bautechnischen Kapazitäten 
sowie letztlich auch nutzerspezifische Bedingungen und Zwänge.

Daher müssen auch im Energiecontrolling diese komplexen Dynamiken 
aufgenommen und mögliche Auswirkungen möglichst einfach darge-
stellt werden. Dazu wird im Bereich der Wärme (Erdgas und Fernwärme) 
auf Basis von Jahresverbräuchen an Wärmeenergie eine Abschätzung 
der zur Klimazielerreichung notwendigen Energiemengen und der Ener-
giezusammensetzung prognostiziert. 

Aus diesen Prognosen werden sog. orientierende Mengen9 an einzuspa-
render Endenergie und lokal zu gewinnender erneuerbarer Endenergie 
dem betreffenden Immobilienportfolio vorgegeben (siehe Tabelle 4, Ta-
belle 5 und Tabelle 6). Diese Vorgaben werden regelmäßig (ca. alle zwei 
bis vier Jahre) an den jeweils tatsächlichen Endenergieverbrauch der 
Wärmeenergie neu angepasst (Kalibrierung nach tatsächlichem End-
energieverbrauch). 

Mit dieser regelmäßigen Neufestlegung (Kalibrierung) wird ein Regel-
algorithmus eingeführt. Dieser stellt sicher, dass sich die Endenergie-
Mengenvorgaben beider Mengen (Einsparung und erneuerbarer Anteil) 
am realen Verbrauch und dem Klimaziel regelmäßig anpassen lassen. 
Dies gibt Planungssicherheit für die Immobilienportfolios, die für diese 
Endenergiemengen dann entsprechende Maßnahmenpakete im Portfolio 
einplanen können. 

Darüber hinaus werden zukünftige Handlungsbedarfe frühzeitig erkenn-
bar. Das ist eine Grundvoraussetzung für eine ggf. notwendige Nach-
steuerung. 

Beispiel:
Für das Portfolio 4 ist nun wichtig, diese orientierenden Energiemengen 
als kWh-Werte möglichst über energetische Modernisierungs-Planungen 
in Summe nachzuweisen.

D. h., hat das Portfolio 4 beispielsweise 30 Modernisierungsprojekte 
mit je rund 280.000 kWh/a Einsparungen an Endenergie im Soll- / Ist-Ver-
gleich (Modernisiert / Istzustand) ermittelt, so würden die Einsparungs-
vorgaben bis 2024 planerisch erfüllt und das Portfolio 4 befände sich 
auf dem Ziel-Pfad (30 x 280.000 kWh/a = 8,4 Mio. kWh/a). Ebenso ver-
hält es sich mit den erneuerbaren Energie-Anteilen: Hat das Portfolio 4 
beispielsweise 30 Projekte mit einer durchschnittlichen Erneuerbaren-
Energie-Ertragsprognose von 120.000 kWh/a, so hätte das Portfolio 4 

9	 �Die jeweiligen Jahresmengen sind kumulativ, d. h., in der jeweiligen Jahres­
menge sind die Vorjahresmengen enthalten.
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Zeitlich gestaffelte orientieren­
de Vorgaben (Einsparungen und 
lokal zu erbringender erneuer­
barer Energie) ermöglichen den 
Immobilienportfolios ein Moni­
toring der Klimaziele über den 
realen Endenergieverbrauch und 
zusätzlich Planungssicherheit für 
die Zukunft.

die Erneuerbare-Energie-Vorgaben ebenfalls bis 2024 planerisch erfüllt 
(30 x 120.000 kWh/a = 3,6 Mio. kWh/a).

In den nachfolgenden Tabellen sind die orientierenden Vorgaben an ein-
zusparender Endenergie und lokal zu erbringender erneuerbarer Energie 
für die vier Immobilienportfolios10 dargestellt. Die Darstellung der Ein-
sparungen beginnt aufgrund von notwendigen Vorplanungs- und Aus-
schreibungszeiträumen erst ab 2023 und prognostiziert die jeweils in 
dem Jahr nachzuweisenden kumulativen Einsparmengen bzw. Mengen an 
erneuerbarer Energie.

In der Abbildung 6: Wärme-Endenergieverbräuche und Zusammensetzung 
1990 bis 2050 (Prognose ab 2022) und der Abbildung 7: CO2-Emission 
der Wärmeverbräche 1990 bis 2050 (Prognose ab 2022) werden die 
Entwicklungen sowohl des „Umbaus der Endenergie“, als auch die damit 
zusammenhängende CO2-Einsparung grafisch bis 2050 prinzipiell dar-
gestellt.

Ergänzend zu Einsparungen (blau) und erneuerbarer Energie (grün) sind 
in Abbildung 6 die notwendigen strukturellen Verbesserungen der Energie-
mengen bei den leitungsgebundenen Wärme-Energieträgern Erdgas 
(gelb) und Fernwärme (rötlich) mit berücksichtigt.

 

10	 �Portfolio 1: Hochschulen; Portfolio 2: Schulen und Sportstätten;  
Portfolio 3: Sonstige; Portfolio 4: Verwaltung

Jahre Anteile 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
1 2 3 4 5 6 7 8

Einsparungen 
gesamt 
[ Mio. kWh ]

100 % 18,4 36,4 54,0 71,2 88,0 104,5 120,6 136,3

Portfolio 1 14 % 2,6 5,1 7,5 9,9 12,3 14,6 16,8 19,0
Portfolio 2 46 % 8,4 16,6 24,6 32,4 40,1 47,6 54,9 62,1
Portfolio 3 17 % 3,2 6,4 9,4 12,4 15,4 18,3 21,1 23,8
Portfolio 4 23 % 4,2 8,4 12,4 16,4 20,3 24,1 27,8 31,4

Erneuerbare 
Energie (lokal) 
[ Mio. kWh ]

100 % 11,0 21,6 31,7 41,3 50,5 59,3 67,7 75,6

Portfolio 1 9 % 1,0 2,0 2,9 3,8 4,7 5,5 6,2 7,0
Portfolio 2 50 % 5,6 10,9 15,9 20,8 25,4 29,8 34,0 38,0
Portfolio 3 24 % 2,6 5,2 7,6 9,9 12,1 14,2 16,2 18,1
Portfolio 4 17 % 1,8 3,6 5,2 6,8 8,4 9,8 11,2 12,5

Tabelle 4: Orientierende Planwerte zu Endenergie Einsparung und zur Nutzung erneuerbarer Energie bis 2030 

Jahre Anteile 2031 2032 2033 2034 2035 2036 2037 2038 2039 2040
9 10 11 12 13 14 15 16 17 18

Einsparungen 
gesamt 
[ Mio. kWh ]

100 % 151,7 166,7 181,5 195,9 209,9 223,7 237,2 250,4 263,2 275,8

Portfolio 1 14 % 21,2 23,3 25,3 27,3 29,3 31,2 33,1 34,9 36,7 38,5
Portfolio 2 46 % 69,1 75,9 82,6 89,2 95,6 101,9 108,0 114,0 119,9 125,6
Portfolio 3 17 % 26,5 29,2 31,7 34,2 36,7 39,1 41,5 43,8 46,0 48,2
Portfolio 4 23 % 34,9 38,4 41,8 45,1 48,4 51,5 54,6 57,7 60,6 63,5

Tabelle 5: Orientierende Planwerte zu Endenergie-Einsparung und zur Nutzung erneuerbarer Energie bis 2040 

Erneuerbare 
Energie (lokal) 
[ Mio. kWh ]

100 % 83,2 90,4 97,3 103,8 109,9 115,8 121,3 126,6 131,5 136,2

Portfolio 1 9 % 7,7 8,3 9,0 9,6 10,1 10,7 11,2 11,7 12,1 12,5
Portfolio 2 50 % 41,8 45,5 48,9 52,2 55,3 58,2 61,0 63,7 66,1 68,5
Portfolio 3 24 % 19,9 21,6 23,3 24,8 26,3 27,7 29,1 30,3 31,5 32,6
Portfolio 4 17 % 13,8 15,0 16,1 17,2 18,2 19,2 20,1 21,0 21,8 22,6

Jahre Anteile 2041 2042 2043 2044 2045 2046 2047 2048 2049 2050
19 20 21 22 23 24 25 26 27 Ziel

Einsparungen 
gesamt 
[ Mio. kWh ]

100 % 288,2 300,2 312,0 323,5 334,8 345,8 356,6 367,2 377,5 387,6

Portfolio 1 14 % 40,2 41,9 43,5 45,1 46,7 48,3 49,8 51,2 52,7 54,1
Portfolio 2 46 % 131,2 136,7 142,1 147,3 152,4 157,5 162,4 167,2 171,9 176,5
Portfolio 3 17 % 50,4 52,5 54,5 56,6 58,5 60,5 62,3 64,2 66,0 67,8
Portfolio 4 23 % 66,4 69,1 71,9 74,5 77,1 79,7 82,1 84,6 86,9 89,3

Tabelle 6: Orientierende Planwerte zu Endenergie-Einsparung und zur Nutzung erneuerbarer Energie bis 2050

Erneuerbare 
Energie (lokal) 
[ Mio. kWh ]

100 % 140,6 144,7 148,6 152,3 155,7 158,9 161,9 164,7 167,2 169,6

Portfolio 1 9 % 12,9 13,3 13,7 14,0 14,3 14,6 14,9 15,2 15,4 15,6
Portfolio 2 50 % 70,7 72,8 74,7 76,6 78,3 79,9 81,4 82,8 84,1 85,3
Portfolio 3 24 % 33,7 34,7 35,6 36,5 37,3 38,0 38,8 39,4 40,0 40,6
Portfolio 4 17 % 23,3 24,0 24,6 25,2 25,8 26,3 26,8 27,3 27,7 28,1
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die Erneuerbare-Energie-Vorgaben ebenfalls bis 2024 planerisch erfüllt 
(30 x 120.000 kWh/a = 3,6 Mio. kWh/a).
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Die Endenergieprognose beruht 
auf sehr konservativen Annah­
men der energetischen Verbesse­
rungen, so dass letztlich ein Ziel 
von 60 % Endenergieeinsparung 
im Bereich der Wärmeenergie­
versorgung durchaus als realis­
tisch einzuschätzen ist.

Diese Endenergieeinsparung ist 
Grundvoraussetzung zum Errei­
chen der Klimazeile, da in einer 
Metropole die notwendigen Res­
sourcen für die lokale Gewin­
nung erneuerbarer Energie be­
grenzt sind.

Wesentlich für die Zielerreichung eines annähernd klimaneutralen Gebäu-
debestandes ist die tatsächliche Energieeinsparung, die in Abbildung 6 in 
blau erkennbar ist. Diese entspricht einer jährlichen Einsparquote von 
durchschnittlich 2,2 % der Gesamtwärmemenge aller Immobilienportfo-
lios der Freien und Hansestadt Hamburg. Letztlich entspricht dies min-
destens einer Halbierung des heutigen Verbrauchs an Endenergie des 
gesamten öffentlichen Immobilienportfolios bis 2050. Diese Endenergie-
prognose beruht auf sehr konservativen Annahmen der Verbesserungen 
bei den einzelnen Primärenergiefaktoren der betroffenen Energieträger, 
so dass letztlich ein Ziel von 60 % Endenergieeinsparung im Bereich der 
Wärmeenergieversorgung durchaus als realistisch einzuschätzen ist.

Der jeweilige Anteil an lokal zu erbringender erneuerbarer Energie ist in 
grün skizziert. Dieser Anteil setzt zum einen voraus, dass die in blau skiz-
zierten Einsparungen tatsächlich eintreten. Wenn die prognostizierten 
Einsparungen (blau) nicht eintreten, muss dies durch die Erhöhung des 
erneuerbaren Anteils (grün) aufgefangen werden. Da jedoch in einer Met-
ropole die dafür notwendigen Ressourcen (Flächen und Räume) begrenzt 
sind, ist dieser Spielraum (Erhöhung des erneuerbaren Energieanteils) 
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sehr begrenzt. Das zeigt die besondere und herausragende Bedeutung 
der Energieeinsparung.

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen:
Das Portfolio 2 soll bis 2050 seinen Gebäudebestand so umgebaut ha-
ben, dass es in Summe in der orientierenden Größenordnung von ca. 
85,3 Mio. kWh/a erneuerbare Energien lokal mit den Gebäuden / Liegen-
schaften11 erzeugt. 

Das Portfolio 2 besitzt rund 450 Liegenschaften mit mehr als 3100 
Gebäuden. Es müssten also durchschnittlich rund 190.000 kWh/a von 
jeder Liegenschaft oder rund 30.000 kWh/a pro Gebäude an erneuer-
bare Energie erzeugt werden. Das bedeutet beispielsweise bei Einsatz 
einer Wärmepumpe mit Erdwärme-Kollektor erfahrungsgemäß12 einen 
durchschnittlichen Flächenverbrauch von rund 5000 m² für jede Liegen-
schaft oder rund 700 m² für jedes Gebäude. Dieser Flächenverbrauch 
könnte mit gleichzeitiger Nutzung z. B. als Freifläche, Parkfläche o. ä. 
kombiniert werden, um doppelte Nutzungen zu ermöglichen. Dadurch 
können Flächenressourcen in der Metropole weitgehend geschont werden.

11	 Mehrere Gebäude können eine Liegenschaft bilden.

12	 �(RWE Bau-Handbuch, Dr. Rolf Sweekhorst, Aachen, 2015, S. 16/16 bis 
16/18) Heizlast ca. 40W/m² bei 2000 Vollbenutzungsstunden, Wärme­
entzugsleistung: 20 Watt pro m² Erdreichfläche als Jahresmittelwert.
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Die orientierenden Vorgaben zu 
Energiemengen und Einsparun­
gen werden regelmäßig ca. alle 
zwei bis fünf Jahre auf Grundlage 
der tatsächlichen Endenergiever­
bräuche neu festgelegt (Regel­
mechanismus zur Klimazielerrei­
chung).

In Abbildung 7 sind der Rückgang der CO2-Emissionen (grau) und die Ein-
sparungen an CO2-Emission aufgrund des Einsatzes erneuerbarer Ener-
gie (grün) skizziert. Zusammen mit den vermiedenen CO2-Emissionen 
aufgrund der Endenergieeinsparung (2,2 % per anno) können insgesamt 
jährlich ab 2030 rund 90.000 Tonnen, ab 2040 rund 130.000 Tonnen 
und ab 2050 rund 176.000 Tonnen CO2-Emissionen strukturell beim 
Wärmeverbrauch der öffentlichen Gebäude eingespart werden.

13	 �Kumulativ, d. h., in der jeweiligen Jahresmenge sind die Vorjahresmengen 
enthalten.

14	 (Bundesregierung, 2021)

3.7	� Zielanpassungen / Kalibrieren der Energie
mengen für Einsparung und lokal zu 
erzeugendem erneuerbaren Energieanteil

Zunächst werden die in den o. g. Tabellen benannten orientierenden Ener-
giemengen13 regelmäßig ca. alle zwei bis fünf Jahre auf Grundlage der 
tatsächlichen Endenergieverbräuche neu festgelegt. Darin werden so-
wohl die bis dahin erreichten Einsparungen als auch die Mengen an er-
neuerbarer Energie berücksichtigt und es ergeben sich im Idealfall bis zur 
Zielmarke entsprechend geringere Einsparvorgaben. 

Sollte der Endenergieverbrauch allerdings stagnieren oder ansteigen 
(z. B. durch Mehrbedarf) können sich auch höhere Einsparmengen er-
geben, damit die Einsparziele auch bis zur jeweiligen Zielmarke erreicht 
werden können. So wird letztlich ein Regelkreis gebildet, der die heute 
CO2-belastete Endenergie in eine CO2-freie Endenergie umbaut. 

Werden darüber hinaus die Rahmenzielvorgaben14 verändert, werden 
diese dann auch mit Hilfe dieses Regelkreises mit berücksichtigt. So 
ergeben sich beispielsweise durch das Vorziehen der annähernden Kli-
maneutralität von 2050 auf 2045 neue orientierende Einsparmengen 
folgender Tabellen: Tabelle 4, Tabelle 5 und Tabelle 6. So müssen die be-
nannten Einsparmengen (blau) mit dem Faktor 1,5 und die zu erzielenden 
erneuerbaren Endenergiemengen (grün) mit dem Faktor 1,25 multipli-
ziert werden. Damit wird sichergestellt, dass die notwendigen Einspar-
mengen statt in 2050 schon im Jahr 2045 zumindest planerisch abge-
schätzt werden können.
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Der vorliegende Abschnitt Statistik enthält ausschließlich Auswertun-
gen des strategischen Controllings auf Basis historischer Verbrauchs- 
und Kostendaten des zentralen Energieeinkaufs der Behörde für Um-
welt, Klima Energie und Agrarwirtschaft. Dabei sind die 
Energieverbräuche den Nutzungsbereichen (Verwaltung, Schule etc.) zu-
geordnet. Gewerbeähnliche Gebäudenutzungen wie Abfallwirtschaft, 
Friedhof, Gartenbau, Großmarkt, Hafen, Schleusen, Werkstätten etc. 
sind im Bereich Gewerbe zusammengefasst.

Die Energieverbräuche der einzelnen Energieträger sind für die Jahre 
2016 bis 2020 dargestellt. Zur besseren Vergleichbarkeit sind die Ener-
gieverbräuche zur Erzeugung von Wärme (Fernwärme und Gas) witte-
rungsbereinigt. Somit können die einzelnen witterungsbereinigten Jah-
reswerte für Fernwärme und Gas direkt miteinander verglichen werden.

Darüber hinaus werden die Kosten (brutto) aller Energieträger auf Basis 
des Verbrauchs von 2016 bereinigt, so dass für die Folgejahre zwischen 
preisbedingten und verbrauchsbedingten Kostenänderungen unter-
schieden werden kann.

4.1	 Strom 

Während der Stromverbrauch Hamburgs in den Jahren 2016 und 2017 
noch anstieg, ist seit 2018 bis 2020 ein Absinken des Gesamtverbrauchs 
zu verzeichnen (Abbildung 8). 

4	�Energieverbrauch –  
eine statistische Betrachtung
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Der Rückgang beim Stromver­
brauch kann u. a. auch durch die 
vielfach genutzte Möglichkeit 
des „Home-Office“ erklärt wer­
den (Lock-down-Effekt). 

Dieser Verbrauchsrückgang ist im Wesentlichen auf zwei Aspekte zu-
rückzuführen. Zum einen ist der temporäre Strommehrbedarf aufgrund 
der Anstrengungen zur Bewältigung der Flüchtlingsunterbringung im 
Bereich des Wohnens seit 2017 kontinuierlich zurückgegangen. Zum an-
deren ist im Bereich der Verwaltung in den Jahren 2019 und 2020 ein 
deutlicher Rückgang des Stromverbrauchs zu verzeichnen. Dieser Rück-
gang kann im Wesentlichen durch die vielfach genutzte Möglichkeit des 
„Home-Office“ erklärt werden. 

Tabelle 7 zeigt den Stromverbrauch für den Zeitraum 2016 bis 2020 in 
den jeweiligen Nutzungsbereichen. Zusätzlich sind die mittleren Kosten 
pro kWh Strom aufgeführt. 

Die mittleren Stromkosten (brutto) sind seit 2016 relativ kontinuierlich 
jährlich um etwa 4,8 % angestiegen und erreichen mit rund 0,23 €/kWh 
für das Jahr 2020 einen vorläufigen Höchststand.

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Strom in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 112,1 106,3 107,7 100,5 91,0

Hochschulen 74,3 70,0 67,5 69,3 63,6

Schule 60,8 60,5 58,9 59,1 52,9

Gewerbe 59,6 58,7 59,0 63,0 60,8

Wohnen 47,5 67,1 54,4 39,0 37,1

Polizei / Feuerw. 19,5 20,1 19,9 19,4 19,4

Kultur 14,5 19,1 18,9 20,4 18,3

Kita 7,7 7,9 7,8 7,4 7,0

Strafvollzug 6,9 7,9 7,9 7,7 7,3

Sportanlagen 3,6 4,4 3,8 3,9 3,1

Summe 406,5 422,0 405,8 389,7 360,5

mittl. Strom
kosten pro kWh 0,188 € 0,200 € 0,198 € 0,221 € 0,227 €

Tabelle 7: Stromverbrauch nach Nutzungsbereichen 2016 bis 2020 mit durchschnittlichen Kosten (brutto) pro kWh

Verteilung des Stromverbrauchs in 2020

Abbildung 9: Verteilung des Stromverbrauchs in 2020
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Zur längerfristigen Einordnung kann ein Vergleich mit den Stromkosten 
von 2014 dienen: „Die mittleren Stromkosten in 2014 waren im Vergleich 
zu den anderen Jahren mit rund 0,21 €/kWh rund 0,02 €/kWh (ca. 10 %) 
teurer.“ (Behörde für Umwelt und Energie, Amt für Naturschutz, Grün-
plaung und Energie, 2018, S. 22) 

Dies zeigt, dass der Strompreis in 2016 auf einem relativ niedrigen Preis-
niveau stand. Wird das Jahr 2014 als Vergleichsbasis mit 0,21 €/kWh 
gewählt, so liegt der Strompreis 2020 mit rund 0,23€/kWh rund 0,02 €/
kWh (ca. 10 %) höher als 2014. Die Preissteigerungen von 2014 zu 2020 
liegen mit ca. 10 % somit in ähnlichen Größenordnungen. In den Jahren 
2016 bis 2018 blieben die mittleren Stromkosten annähernd auf einem 
Niveau von rund 0,20 €/kWh. Perspektivisch wird der Strompreisanstieg 
auch aufgrund der Begrenzung der EEG-Umlage15 auf 6,5 bzw. 6 Cent/
kWh abgemildert werden (s. Abbildung 1).

In den Bereichen Verwaltung (25 %), Hochschulen (18 %) und Schulen 
(15 %) werden rund 60 % des gesamten Stroms verbraucht. Allein mit die-
sen drei Bereichen sind große Anteile des Stromverbrauchs für Einspar-
maßnahmen zugänglich.

15	 (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 2021)

Dieser Verbrauchsrückgang ist im Wesentlichen auf zwei Aspekte zu-
rückzuführen. Zum einen ist der temporäre Strommehrbedarf aufgrund 
der Anstrengungen zur Bewältigung der Flüchtlingsunterbringung im 
Bereich des Wohnens seit 2017 kontinuierlich zurückgegangen. Zum an-
deren ist im Bereich der Verwaltung in den Jahren 2019 und 2020 ein 
deutlicher Rückgang des Stromverbrauchs zu verzeichnen. Dieser Rück-
gang kann im Wesentlichen durch die vielfach genutzte Möglichkeit des 
„Home-Office“ erklärt werden. 

Tabelle 7 zeigt den Stromverbrauch für den Zeitraum 2016 bis 2020 in 
den jeweiligen Nutzungsbereichen. Zusätzlich sind die mittleren Kosten 
pro kWh Strom aufgeführt. 

Die mittleren Stromkosten (brutto) sind seit 2016 relativ kontinuierlich 
jährlich um etwa 4,8 % angestiegen und erreichen mit rund 0,23 €/kWh 
für das Jahr 2020 einen vorläufigen Höchststand.

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Strom in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 112,1 106,3 107,7 100,5 91,0

Hochschulen 74,3 70,0 67,5 69,3 63,6

Schule 60,8 60,5 58,9 59,1 52,9

Gewerbe 59,6 58,7 59,0 63,0 60,8

Wohnen 47,5 67,1 54,4 39,0 37,1

Polizei / Feuerw. 19,5 20,1 19,9 19,4 19,4

Kultur 14,5 19,1 18,9 20,4 18,3

Kita 7,7 7,9 7,8 7,4 7,0

Strafvollzug 6,9 7,9 7,9 7,7 7,3

Sportanlagen 3,6 4,4 3,8 3,9 3,1

Summe 406,5 422,0 405,8 389,7 360,5

mittl. Strom
kosten pro kWh 0,188 € 0,200 € 0,198 € 0,221 € 0,227 €

Tabelle 7: Stromverbrauch nach Nutzungsbereichen 2016 bis 2020 mit durchschnittlichen Kosten (brutto) pro kWh

Verteilung des Stromverbrauchs in 2020

Abbildung 9: Verteilung des Stromverbrauchs in 2020
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Die Aufstellung in Tabelle 8 gibt einen Überblick über den Kostenverlauf 
der Stromkosten ab 2016. Zusätzlich wird durch ein „Einfrieren“ des Ver-
brauchs auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2016 die Möglichkeit ge-
schaffen, „verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweiligen Jahre zu er-
mitteln. Dazu wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)Jahres 2016 mit den 
jeweiligen Stromkosten pro kWh der einzelnen Folgejahre multipliziert. 

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Stromkosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 76,4 84,5 80,2 86,2 81,7

Veränderungen zum  
Vorjahr (unbereinigt) 0,0 8,1 -4,3 6,0 -4,5

Kosten in % zu 2016 100 % 111 % 105 % 113 % 107 %

Veränderungen zu 2016 
(unbereinigt) 0 8,1 3,8 9,8 5,3

Stromverbrauch 2016  
[Mio. kWh]

2017  
[Mio. kWh]

2018  
[Mio. kWh]

2019  
[Mio. kWh]

2020  
[Mio. kWh]

Verbrauch 406,5 422,0 405,8 389,7 360,5

Verbrauch zum  
Referenzjahr 2016 100 % 103,8 % 99,8 % 95,9 % 88,7 %

Stromkosten  
verbrauchsbereinigt zum 
Referenzjahr 2016

2016  
[Mio. Euro]

2017  
[Mio. Euro]

2018  
[Mio. Euro]

2019  
[Mio. Euro]

2020  
[Mio. Euro]

Kosten  
(verbrauchsbereinigt  
zu 2016)

76,4 81,4 80,3 89,9 92,1

Veränderungen  
zum Vorjahr  
(verbrauchsbereinigt)

0 5,0 -1,1 9,6 2,2

Kosten in % zu 2016  
(verbrauchsbereinigt) 100,0 % 106,5 % 105,1 % 117,7 % 120,5 %

Veränderung zu 2016 
(verbrauchsbereinigt) 0 5,0 3,9 13,5 15,7

Kostenvorteil / -nachteil 
durch Minder- /  Mehr
verbrauch zu 2016  
(verbrauchsbereinigt)

3,1 -0,1 -3,7 -10,4

Tabelle 8: Vergleich der Stromkosten (brutto) unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzverbrauchsjahr 2016
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Im Ergebnis werden so letztlich verbrauchsbereinigte Kosten ermittelt, 
die entstanden wären, wenn der Verbrauch in allen Jahren auf dem Ni-
veau von 2016 stagniert hätte. Somit gibt ein Vergleich mit den tat-
sächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile, die nur aufgrund 
von Preisveränderungen entstanden wären. So ist beispielsweise gut er-
kennbar, dass durch die kontinuierlichen Stromverbrauchsreduzierungen 
ab 2018 Einsparungen in Höhe von mindestens 10,4 Mio. Euro gegen-
über dem Vergleichsjahr 2016 erzielt werden konnten. 

Der nachfolgenden Abbildung 10 können die jeweiligen Einzelkosten 
nach Nutzungsbereichen entnommen werden. 
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Erkennbar ist darin der signifikante Anstieg der Stromkosten in 2016 
und 2017 im Bereich des Wohnens, hervorgerufen u. a. durch einen er-
höhten Energiebedarf aufgrund des zusätzlichen Wohnraumbedarfs im 
Rahmen der Bewältigung der Flüchtlingsunterbringung. Die gestiegenen 
Stromkosten in den Bereichen Gewerbe, Hochschulen und Verwaltung ab 
dem Jahr 2019 sind Folge eines erhöhten mittleren Strompreises gegen-
über den Vorjahren. Durch Energieeinsparungen insbesondere im Bereich 
Wohnen, Verwaltung, Schulen und Hochschulen konnten die höheren 
Strombezugskosten ab 2019 zumindest teilweise kompensiert werden 
(s. Tabelle 8 Spalte Kostenvorteil / -nachteil (verbrauchsbereinigt). Im Be-
reich Gewerbe stagnierte der Stromverbrauch, so dass hier die Auswir-
kungen der erhöhten mittleren Strombezugskosten deutlicher werden. 

4.2	 Erdgas 

Im vorliegenden Abschnitt ist der Verbrauch von Erdgas dargestellt, der 
im Wesentlichen durch die Witterung beeinflusst wird. Bei den in Abbil-
dung 11 dargestellten Verbräuchen handelt es sich um den tatsächlichen 
Erdgasverbrauch (Endenergie). Zur quantitativen Beurteilung dieser Jah-
resverbräuche muss der Witterungseinfluss berücksichtigt werden. Da-
her wird mit Hilfe einer Witterungsbereinigung der Endenergieverbrauch 
in vergleichbare Jahresverbräuche umgerechnet (Abbildung 12).
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Der Rückgang beim Erdgasver­
brauch kann u. a. auch durch die 
vielfach genutzte Möglichkeit 
des „Home-Office“ erklärt wer­
den (Lock-down-Effekt). 

Die witterungsbereinigten Jahresverbräuche von Erdgas in Abbildung 12 
zeigen von 2016 bis 2018 einen leicht ansteigenden Erdgasverbrauch in 
einem Bereich zwischen 600 bis 623 Mio. kWh. Die Schwankungen sind 
größtenteils nutzungsbedingt aber auch auf Veränderungen im Gebäu-
debestand zurückzuführen.

Die im Vergleich teils erheblichen Verbrauchsrückgänge in 2019 und 
2020 können im Wesentlichen auf die Lockdown-Effekte der Corona-
Pandemie zurückgeführt werden.

Nachfolgende Tabelle 9 enthält den Verbrauch für Erdgas (Endenergie) 
der einzelnen Nutzungsbereiche bzw. Nutzungsarten. Darüber hinaus 
sind zum besseren Überblick auch die jeweils mittleren Erdgaskosten der 
einzelnen Jahre aufgeführt. Es ist erkennbar, dass u. a. durch die Ham-
burger Einkaufsstrategie die sinkenden Gaspreise 2017 für Kostenein-
sparungen genutzt werden konnten. Auffällig sind hier die Endenergie-
einsparungen vornehmlich in den Bereichen Verwaltung und Schule, die 
größtenteils sehr wahrscheinlich wieder auf Lockdown-Effekte zurück-
zuführen sind.
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Die Verteilung des Erdgasverbrauchs nach Nutzungsbereichen kann Ab-
bildung 13 entnommen werden. Daraus ist erkennbar, dass im Nutzungs-
bereich Schulen mit einem Anteil von 45 % annähernd die Hälfte des ge-
samten Erdgases vorwiegend zu Heizzwecken verbraucht wird. 

Tabelle 10 gibt wieder einen Überblick über den Kostenverlauf der Erd-
gaskosten ab 2016. Zusätzlich wird durch ein „Einfrieren“ des Verbrauchs 
auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2016 die Möglichkeit geschaffen, 
„verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweiligen Jahre zu ermitteln. Dazu 
wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)Jahres 2016 mit den jeweiligen 
Erdgaskosten pro kWh der einzelnen Folgejahre multipliziert. 

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Erdgas in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 67,4 60,8 55,1 54,4 48,8

Hochschulen 47,4 50,2 53,9 55,0 56,3

Schule 263,9 259,4 246,5 236,0 222,4

Gewerbe 33,9 38,9 41,2 38,0 38,3

Wohnen 74,1 79,7 82,3 81,0 83,8

Polizei / Feuerw. 14,8 14,1 13,7 13,6 11,8

Kultur 5,8 6,5 5,7 4,7 4,3

KiTa 18,0 17,6 19,1 20,6 17,8

Strafvollzug 3,2 4,5 4,1 4,5 4,4

Sportanlagen 9,4 9,0 5,5 6,1 5,4

Summe 537,9 540,7 527,1 513,9 493,3

mittl. Erdgas-
kosten pro kWh 0,0483 € 0,0390 € 0,0389 € 0,0405 € 0,0423 €

Tabelle 9: Erdgasverbrauch Endenergie (unbereinigt) nach Nutzungsbereichen 2016 bis 2020 mit durchschnittlichen 
Kosten (brutto) pro kWh
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Die so verbrauchsbereinigten Erdgaskosten können durch einen Ver-
gleich mit den tatsächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile 
geben, die nur aufgrund von Preisveränderungen entstanden sind. So ist 
beispielsweise erkennbar, dass durch geringere Erdgaspreise ab 2017 
rechnerisch jährliche Kosteneinsparungen in Höhe von 3,2 Mio. Euro 
(in 2020) bis zu 5,1 Mio. Euro (in 2018) im Vergleich zum Referenzjahr 
2016 erreicht werden konnten. Die tatsächlichen Einsparungen bzw. 
Mehrkosten aufgrund des Minder- bzw. Mehrverbrauchs ergeben sich 
aus der letzten Zeile der Tabelle. So ist z. B. erkennbar, dass trotz eines 
geringeren mittleren Erdgaspreises im Jahr 2017 gegenüber dem Refe-
renzjahr 2016 durch den Mehrverbrauch von rund einem halben Prozent 
Mehrkosten in Höhe von 0,1 Mio. Euro (in 2017) entstanden sind. Dem-
gegenüber konnten in den Folgejahren aufgrund des geringeren Erdgas-
verbrauchs tatsächlich Kosten in Höhe von 0,4 Mio. Euro (in 2018) bis 
1,9 Mio. Euro (in 2020) eingespart werden.
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Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Erdgaskosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 26,0 21,1 20,5 20,8 20,9

Veränderungen  
zum Vorjahr (unbereinigt) 0,0 -4,9 -0,6 0,3 0,1

Kosten in % zu 2016 100% 81% 79% 80% 80%

Veränderungen zu 2016 
(unbereinigt) 0 -4,9 -5,5 -5,2 -5,1

Erdgasverbrauch  
(Endenergie) 

2016  
[Mio. kWh]

2017  
[Mio. kWh]

2018  
[Mio. kWh]

2019  
[Mio. kWh]

2020  
[Mio. kWh]

Verbrauch 537,9 540,7 527,1 513,9 493,3

Verbrauch zum  
Referenzjahr 2016 100% 100,5% 98,0% 95,5% 91,7%

Erdgaskosten 
verbrauchsbereinigt zum 
Referenzjahr 2016

2016  
[Mio. Euro]

2017  
[Mio. Euro]

2018  
[Mio. Euro]

2019  
[Mio. Euro]

2020  
[Mio. Euro]

Kosten  
(verbrauchsbereinigt zu 
2016) 

26,0 21,0 20,9 21,8 22,8

Veränderungen  
zum Vorjahr  
(verbrauchsbereinigt) 

0 -5,0 -0,1 0,9 1,0

Kosten in % zu 2016  
(verbrauchsbereinigt) 100,0% 80,7% 80,5% 83,7% 87,7%

Veränderung zu 2016 
(verbrauchsbereinigt) 0 -5,0 -5,1 -4,2 -3,2 

Kostenvorteil / -nachteil 
durch Minder- /  Mehr
verbrauch zu 2016  
(verbrauchsbereinigt)

0,1 -0,4 -1,0 -1,9

Tabelle 10: Erdgaskosten (brutto) der Endenergie unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzjahr 2016
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Aufschluss über die Einzelkosten der jeweiligen Nutzungsarten bzw. Nut-
zungsbereiche kann die nachfolgende Aufstellung in Abbildung 14 geben.

Darin sind die in 2016 hohen Kosten im Nutzungsbereich Schulen er-
kennbar. Grund dafür waren die in diesem Jahr noch hohen Gaspreise, die 
in Verbindung mit dem größten Anteil des Gasbedarfs (45 % des Gesamt-
bedarfs) zu einer deutlichen Kostensteigerung führte. Darüber hinaus 
sind die Kosten im Bereich des Wohnens auf das Kostenniveau von 2016 
gestiegen. Dies ist auf einen vermehrten Erdgasbedarf aufgrund des ge-
stiegenen Bedarfs an Wohnraum zurückzuführen.
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4.3	 Fernwärme

16	 Entspricht 100 % des Wärmebedarfs

Im vorliegenden Abschnitt ist der Verbrauch an Fernwärme abgebildet, 
der ebenso wie der Gasverbrauch im Wesentlichen durch die Witterung 
beeinflusst wird. Zunächst wird jedoch der kostenrelevante Endenergie-
verbrauch der Fernwärme für die Jahre 2016 bis 2020 dargestellt (Ab-
bildung 15). Hier ist ein leichter Anstieg des Endenergieverbrauchs an 
Fernwärme bezogen auf das Referenzjahr 2016 erkennbar, der auf eine 
kontinuierliche Zunahme an Abnahmestellen zurückzuführen ist. 

Direkt im Anschluss zum Vergleich die witterungsbereinigten Verbräu-
che, die den Witterungseinfluss berücksichtigen (Abbildung 16). Hier sind 
leichte Verbrauchsschwankungen erkennbar, die in der Regel im Wesent-
lichen durch das Nutzerverhalten bestimmt werden. Der witterungsberei-
nigte leichte Anstieg der Fernwärmeverbräuche steht in Verbindung mit 
„wärmeren“ Jahren. Denn in sog. „wärmeren“ Jahren (2016: 91 % eines 
„Standardjahres“) ist eine im Verhältnis zum Wärmebedarf eines „Stan-
dardjahres“16 leicht erhöhter Fernwärmeverbrauch erkennbar (2017: 
88 %; 2018: 85 %; 2019: 83 %; 2020: 84 %). 
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Der leichte Rückgang beim Wär­
meverbrauch kann u. a. auch durch 
die vielfach genutzte Möglichkeit 
des „Home-Office“ erklärt werden 
(Lock-down-Effekt).

Die Fernwärmeverbräuche der einzelnen Nutzungsbereiche können 
Tabelle 11 entnommen werden. Insgesamt kann in Verbindung mit den 
witterungsbereinigten Verbräuchen aus Abbildung 16 von einem weit-
gehend stagnierenden bis leicht gestiegenen Fernwärmeverbrauch ins-
besondere in 2017 und 2018 ausgegangen werden. Der ansteigende 
Fernwärmeverbrauch korrespondiert mit der ansteigenden Anzahl von 
Fernwärme-Abnahmestellen.
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Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Fernwärme in [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh] [Mio. kWh]

Verwaltung 69,3 97,6 101,0 106,4 98,1

Hochschulen 67,3 65,6 57,4 58,7 56,3

Schule 106,4 108,7 107,1 103,1 103,9

Gewerbe 1,4 2,4 2,3 1,7 1,7

Wohnen 6,2 8,2 8,0 9,2 9,8

Polizei / Feuerw. 10,2 9,7 13,3 12,8 12,9

Kultur 7,3 7,7 7,7 7,1 10,6

KiTa 6,1 6,5 6,4 5,6 5,7

Strafvollzug 3,0 3,0 3,1 3,2 3,1

Sportanlagen 2,5 2,9 2,7 2,9 2,6

Summe 279,7 312,3 309,0 310,7 304,7

mittl. 
Fernwärme-
kosten pro kWh

0,0658 € 0,0671 € 0,0639 € 0,0660 € 0,0624 €

Tabelle 11: Fernwärmeverbrauch nach Nutzungsbereichen 2016 bis 2020 mit durchschnittlichen Kosten (brutto) pro kWh
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Abbildung 17 zeigt die Verteilung des Fernwärmeverbrauchs des Jahres 
2020. Auch hier fällt der relativ hohe Anteil der Fernwärme für Schulen auf, 
der insbesondere der großen Anzahl an Schulgebäuden geschuldet ist.

Tabelle 12 gibt wieder einen Überblick über den Verlauf der Fernwärme-
kosten ab 2016. Darüber hinaus wird wieder durch ein „Einfrieren“ des 
Verbrauchs auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2016 die Möglichkeit 
geschaffen, „verbrauchsbereinigte“ Kosten für die jeweiligen Jahre zu er-
mitteln. Dazu wird der Verbrauch in kWh des (Basis-)Jahres 2016 mit den 
jeweiligen Fernwärmekosten pro kWh der einzelnen Folgejahre multipli-
ziert. 

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020

Fernwärmekosten in [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Kosten (unbereinigt) 18,4 20,9 19,7 20,5 19,0

Veränderungen zum 
Vorjahr (unbereinigt) 0,0 2,5 -1,2 0,8 -1,5

Kosten in % zu 2016 100% 114% 107% 111% 103%

Veränderungen zu 2016 
(unbereinigt) 0 2,5 1,3 2,1 0,6

Fernwärmeverbrauch 2016  
[Mio. kWh]

2017  
[Mio. kWh]

2018  
[Mio. kWh]

2019  
[Mio. kWh]

2020  
[Mio. kWh]

Verbrauch 279,7 312,3 309,0 310,7 304,7

Verbrauch zum 
Referenzjahr 2016 100% 111,7% 110,5% 111,1% 108,9%

Fernwärmekosten 
verbrauchsbereinigt zum 
Referenzjahr 2016

2016  
[Mio. Euro]

2017  
[Mio. Euro]

2018  
[Mio. Euro]

2019  
[Mio. Euro]

2020  
[Mio. Euro]

Kosten (verbrauchs
bereinigt zu 2016) 18,4 18,7 17,8 18,5 17,4

Veränderungen  
zum Vorjahr  
(verbrauchsbereinigt)

0 0,3 -0,9 0,6 -1,0

Kosten in % zu 2016 
(verbrauchsbereinigt) 100,0% 101,7% 96,9% 100,3% 94,8%

Veränderung zu 2016 
(verbrauchsbereinigt) 0 0,3 -0,6 0,1 -1,0

Kostenvorteil / -nachteil 
durch Minder- /  Mehr
verbrauch zu 2016  
(verbrauchsbereinigt)

2,2 1,9 2,0 1,6

Tabelle 12: Fernwärmekosten (brutto) der Endenergie unbereinigt und verbrauchsbereinigt zum Referenzjahr 2016
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Die so verbrauchsbereinigten Fernwärmekosten können durch einen Ver-
gleich mit den tatsächlichen Kosten Aufschluss über die Kostenanteile 
geben, die nur aufgrund von Preisveränderungen entstanden sind. So ist 
beispielsweise erkennbar, dass durch leicht erhöhte Wärmeverbräuche 
Mehrkosten gegenüber 2016 im Bereich von 1,6 Mio. Euro (für 2020) bis 
2,2 Mio. Euro (für 2017) zu verzeichnen waren. Diese Mehrkosten sind im 
Wesentlichen auf eine erhöhte Anzahl von Fernwärme-Abnahmestellen 
zurückzuführen. Trotz geringerer Fernwärmepreise in den Jahren 2018 
(-0,6 Mio. Euro) und 2020 (-1,0 Mio. Euro) konnten Mehrausgaben auf-
grund höherer Wärmeabnahmen gegenüber dem Referenzjahr 2016 
nicht vermeiden werden. 
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In Abbildung 18 sind die Fernwärmekosten der einzelnen Nutzungsbereiche 
aufgeführt. Darin ist ein leichter kontinuierlicher Abwärtstrend der Kosten 
im Jahr 2020 erkennbar, der letztlich auf leicht sinkende Verbräuche durch 
Lockdown-Effekte zurückzuführen ist. Da die mittleren Fernwärmekosten in 
2019 höher als die mittleren Fernwärmekosten in 2020 ausfielen, zeigen sich 
die verbrauchsmindernden Lockdown-Effekte bei den Kosten für 2019 nicht. 

4.4	 Kostenanalyse

Eine weitere Möglichkeit einer Kostenanalyse bietet ein erweiterter Kos-
tenvergleich bezogen auf gleiche Jahresverbräuche. Hier werden wie in 
den vorigen Abschnitten bereits beschrieben, die Verbräuche des Refe-
renzjahres 2016 quasi „festgeschrieben“. Somit lassen sich die realen 
Kostenunterschiede der Folgejahre rechnerisch in preisbedingte und 
verbrauchsbedingte Kostenanteile aufgliedern. Das Ergebnis der Kos-
tenveränderungen ist in Tabelle 13 dargestellt.

Kostenveränderungen 2016 2017 2018 2019 2020 

Referenz [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro] [Mio. Euro]

Stromkosten  
Verbrauch zum  
Referenzjahr 2016

100 % 103,8 % 99,8 % 95,9 % 88,7 %

preisbedingt 5,0 3,9 13,5 15,7

verbrauchsbedingt 3,1 -0,1 -3,7 -10,4

Summe 8,1 3,8 9,8 5,3

Erdgaskosten  
Verbrauch zum  
Referenzjahr 2016

100 % 100,5 % 98,0 % 95,5 % 91,7 %

preisbedingt -5,0 -5,1 -4,2 -3,2

verbrauchsbedingt 0,1 -0,4 -1,0 -1,9

Summe -4,9 -5,5 -5,2 -5,1

Fernwärme  
Verbrauch zum  
Referenzjahr 2016

100 % 111,7 % 110,5 % 111,1 % 108,9 %

preisbedingt 0,3 -0,6 0,1 -1,0

verbrauchsbedingt 2,2 1,9 2,0 1,6

Summe 2,5 1,3 2,1 0,6

Tabelle 13: Kostenanalyse Darstellung der Kostenanteile preis- und verbrauchsbedingt bei Referenzverbrauch 2016 
(Bruttokosten)
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Es sind eine steigende Tendenz 
im Bereich der Fernwärme und 
leicht sinkende Tendenzen beim 
Erdgasverbrauch erkennbar. Ins­
besondere leicht sinkende Ver­
bräuche bei Erdgas in Verbin­
dung mit in der Vergangenheit 
relativ niedrigen Erdgaspreisen 
konnten den Hamburger Haus­
halt erheblich entlasteten.

Die Kostenanalyse in Tabelle 13 zeigt – jeweils zum Referenzjahr 2016 
und für den jeweiligen Energieträger – die realen Verbrauchsänderun-
gen und die realen Änderungen der Gesamtkosten (Summen) sowie die 
Aufteilung der realen Gesamtkostenänderungen in preisbedingte und 
verbrauchsbedingte Kostenanteile. Dadurch werden Kosteneffekte des 
Mehr- oder Minderverbrauchs transparent.

So ist beispielsweise gut erkennbar, dass in 2020 durch einen geringe-
ren Stromverbrauch rechnerisch 10,4 Mio. Euro eingespart wurden und 
somit die preisbedingten Mehrkosten von rechnerisch 15,7 Mio. Euro auf 
5,3 Mio. Euro gesenkt werden konnten. Hier zeigt sich, Energieeinsparen 
lohnt sich immer. Auch in anderer Richtung sind durch diese Art der Kos-
tenanalyse Erkenntnisse möglich. So ist in 2017 durch geringere Erdgas-
preise rechnerisch ein Kostenvorteil von 5,0 Mio. Euro entstanden. Durch 
den Mehrverbrauch wurde dieser Kostenvorteil jedoch um 100.000 Euro 
auf 4,9 Mio. Euro gemindert. 

Darüber hinaus sind eine steigende Tendenz im Bereich der Fernwärme 
und leicht sinkende Tendenzen beim Erdgasverbrauch erkennbar. 

Insbesondere leicht sinkende Verbräuche bei Erdgas in Verbindung mit in 
der Vergangenheit relativ niedrigen Erdgaspreisen konnten den Hamburger 
Haushalt erheblich entlasteten. 

Allerdings werden durch die absehbare Zunahme von Verbrauchsstellen 
der Fernwärme in diesem Bereich sowohl der Verbrauch als auch die 
Kosten entsprechend ansteigen. Darüber hinaus korrespondiert der ver-
ringerte Erdgasverbrauch mit der wachsenden Anzahl der Fernwärme-
abnahmestellen und dem Wärmebedarf bzw. den Wärmeverbrauch im 
Bereich der Fernwärme. 

Werden beide zur Wärmeerzeugung genutzte Energieträger zusammen-
gefasst betrachtet, so stehen den geringeren Erdgasverbräuchen und 
Erdgaskosten höhere Verbräuche / Bedarfe bei der Fernwärme gegenüber. 
In Summe wurde der Haushalt bei der Wärmeerzeugung trotz erhöhter 
Fernwärmekosten aufgrund historisch niedriger Erdgasbezugskosten er-
heblich entlastet. Beispielsweise wurde beim Erdgas in 2019 eine Summe 
von 5,2 Mio. Euro rechnerisch eingespart. Demgegenüber mussten im glei-
chen Jahr rechnerisch 2,1 Mio. Euro höhere Kosten für die Fernwärme auf-
gewendet werden. In Summe beider Energieträger verbleiben rechnerisch 
noch eine Einsparung von 3,1 Mio. Euro (-5,2 + 2,1).
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Strom ist immer noch für mehr 
als 48 % der CO2-Emissionen ver­
antwortlich.

4.5	 CO2-Bilanz

Die CO2-Emissionen der einzelnen Energieträger unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Verbräuche zeigt Abbildung 19. Dabei ist der noch hohe 
Anteil der CO2-Emissionen von Strom erkennbar. Obwohl der Stromver-
brauch mit rund 360,5 Millionen kWh im Verhältnis zu den anderen bei-
den Energieträgern Erdgas mit ca. 493,3 Mio. kWh und Wärme mit ca. 
304,7 Mio. kWh nur rund 31 % der Gesamtenergie abdeckt, ist Strom im-
mer noch für mehr als 48 % der CO2-Emissionen verantwortlich, wenn der 
Bundesdeutsche Strommix 2018 für 2020 zugrunde gelegt würde. Hin-
weis: Bis einschließlich 2019 wurde der Bundesdeutsche Strommix 2015 
aus statistischen Kontinuitätsgründen zur Berechnung verwendet. 

Dies ist u. a. ein wesentlicher Grund für Hamburg, Strom für öffentliche 
Gebäude aus regenerativen Energiequellen zu beschaffen. Da Hamburg 
ihren Strom aus regenerativen Energiequellen beschafft, kann die mit 
dem Strommix bewertete regenerative Energiemenge als CO2-Entlas-
tung bzw. rechnerische Einsparung angesehen werden. Würde Hamburg 
ihren Strom mit Bundesdeutschem Strommix beschaffen, müssten die in  
Abbildung 19 grün dargestellten CO2-Einsparungen zu Hamburgs übri-
gen CO2-Emissionen (hier der Heizwärme) hinzugerechnet werden.

Abbildung 19: CO2-Emissionen für Strom 2016 bis 2020
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Die städtische Immobilienge­
sellschaft Sprinkenhof GmbH 
geht beim Erreichen der Klima­
schutzziele entschlossen voran. 
Ihr energetischer Gesamtsanie­
rungsfahrplan leistet einen we­
sentlichen Beitrag für Hamburgs 
energieeffiziente und klimascho­
nende Zukunft.

5.1	 Ein Fahrplan in Richtung Klimaneutralität

Die städtische Immobiliengesellschaft Sprinkenhof GmbH geht beim 
Erreichen der Klimaschutzziele entschlossen voran. Ihr energetischer 
Gesamtsanierungsfahrplan leistet einen wesentlichen Beitrag für Ham-
burgs energieeffiziente und klimaschonende Zukunft.

Eine der modernsten Methoden, um den Energieverbrauch und CO2-Aus-
stoß von Gebäuden zu reduzieren und das Raumklima zu verbessern, 
heißt MeteoViva Climate (MVC). Das patentierte Verfahren stellt, ver-
glichen mit anderen Maßnahmen zur energetischen Sanierung und Stei-
gerung der Energieeffizienz, einen völlig neuen Ansatz dar. Statt in neue 
Anlagen und Baumaßnahmen mit meist langer Amortisationsdauer zu 
investieren, nutzt MVC die Wettervorhersage im Verbund mit der Ge-
bäudephysik, um die vorhandene Anlagentechnik vorausschauend, an-
statt wie bisher reaktiv zu betreiben.

Das Verfahren erfasst alle relevanten Einflussfaktoren wie Energie- und 
Leistungspreise und Nutzungscharakteristik in einem mathematisch-
physikalischen Modell und berechnet daraus die optimalen Steuerdaten. 
So fließt nur so viel Wärme, Kälte und Frischluft in das Gebäudeinnere, 
wie für das gewünschte Raumklima benötigt wird – und das zum genau 
richtigen Zeitpunkt.

In Hamburg wird MVC zunächst im Rahmen eines Pilotprojektes in der 
Feuer- und Rettungswache Berliner Tor (F22), dem Polizeipräsidium und 
der Caffamacherreihe (ehemaliges Axel-Springer-Gebäude) zum Einsatz 
kommen. Die prognostizierten – und von MeteoViva garantierten – Energie-
einsparungen liegen bei der F22 bei ca. 20 % (56 t CO2 / Jahr), im Polizei-
präsidium am Bruno-Georges-Platz bei ca. 22 % (250 t CO2 / Jahr) und in 
der Caffamacherreihe bei ca. 17 % (420 t CO2 / Jahr). Die Projektierungen 
und Vorplanungen sind bereits erfolgt, die konkrete Umsetzung ist für 
dieses und nächstes Jahr geplant. Die im Rahmen des Pilotprojektes ent-
stehenden Gesamtkosten für die F22 und das Polizeipräsidium werden 
zu 100 % von der BUKEA übernommen.

5	Fokus Sprinkenhof (Sprinkenhof GmbH, 2021)

	 Projekt: Beitrag der Sprinkenhof GmbH im FHH-Energiebericht 2021
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5.2	� Ein Fahrplan für energetische Sanierung und 
Erneuerbare Energien

Die verstärkte Nutzung von MeteoViva Climate ist ein Element des ener-
getischen Sanierungsfahrplans der städtischen Immobiliengesellschaft 
Sprinkenhof GmbH. Im Rahmen des Hamburger Klimaplans gilt er für 
alle Nicht-Wohngebäude im Eigentum der FHH mit einer Nutzfläche von 
mehr als 500 Quadratmetern und einer schwerpunktmäßig (> 50 %) öf-
fentlichen oder hoheitlichen Nutzung. 

So sollen die in eigener Bewirtschaftung befindlichen Gebäude 
von Sprinkenhof bis zum Jahr 2030 31.400.000 kWh und bis 2050 
89.300.000 kWh Endenergie einsparen, was jeweils 23 % der geplanten 
Gesamtendenergieeinsparung der städtischen Nutzungen der FHH ent-
spricht. Der Sanierungsfahrplan sieht zudem eine deutliche Erhöhung 
der Menge lokal erzeugter, erneuerbarer Energie bei der Versorgung der 
Gebäude vor: 12.500.000 kWh bis zum Jahr 2030 und 28.100.000 kWh 
bis 2050, das sind jeweils 17 % der geplanten Erhöhung der gesamten 
FHH. Eine weitere Verschärfung der Vorgaben durch die BUKEA ent-
sprechend der bereits vorgenommenen Verschärfungen auf Bundesebe-
ne wird noch kommen.

Rund 700 Gebäude werden aktuell von Sprinkenhof bewirtschaftet, 
darunter nicht nur Feuerwehr- und Polizei-, sondern auch Hochschul-, 
Kultur- und Gewerbeimmobilien. Ziel des Gesamtsanierungsfahrplans 
ist es, diese Vielzahl und Vielfalt erstmals systematisch in eine ganzheit-
liche energetische Betrachtung einzubeziehen. Dafür wurden auch zahl-
reiche Einzelkonzepte neu erstellt, bereits durchgeführte Verbrauchs-
monitorings für Teilportfolios konnten genutzt werden.

„Wir haben uns selbst als Senat mit dem Klimaplan ehrgeizige Ziele ge-
setzt und diese mit dem Koalitionsvertrag im vergangenen Jahr noch 
einmal bekräftigt“, sagt Finanzsenator und Sprinkenhof-Aufsichtsrats-
vorsitzender Dr. Andreas Dressel: „Nachhaltiges und energieeffizien-
tes Bauen ist bei der Umsetzung ein wichtiger Bestandteil. Indem wir 
als Stadt konsequent alle eigenen Bestandsimmobilien energieeffizient 
sanieren und auf erneuerbare Energie- und Wärmeversorgung setzen, 
kommen wir dem Ziel der klimaneutralen Verwaltung bis 2030 einen gro-
ßen Schritt näher – und können in diesem Bereich Vorbild sein.“
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5.3	� Bausteine einer zukunftsgerichteten,  
energetischen Portfoliostrategie

Der energetische Gesamtsanierungsfahrplan setzt sich zusammen aus 
dem energetischen Sanierungsfahrplan gemäß der Drucksache „Leitkri-
terien für die energetische Sanierung öffentlicher Gebäude der FHH“ und 
dem energetischen Sanierungsfahrplan „light“:

•	� Energetischer Sanierungsfahrplan „light“: einfache Betrachtung und 
Bewertung der nicht von der Drucksache „Leitkriterien“ betroffe-
nen Gebäude (552 im Sprinkenhof-Bestand) mit dem Ergebnis einer 
vorläufigen zeitlichen Sanierungsrangfolge gemäß ausgewählter 
Bewertungskriterien wie dem absoluten und spezifischen Endener-
gieverbrauch. Anschließende tranchenweise Überführung in die Detail-
untersuchung.

•	� Energetischer Sanierungsfahrplan gemäß Drucksache „Leitkriterien“: 
detaillierte Betrachtung und Bewertung der von der Drucksache „Leit-
kriterien“ betroffenen Gebäude (145 im Sprinkenhof-Bestand) mit dem 
Ergebnis einer zeitlichen Sanierungsrangfolge gemäß ausgewählter 
Bewertungskriterien wie der potentiellen CO2-Einsparung, den poten-
tiellen spezifischen CO2-Vermeidungskosten und der potentiellen End
energieeinsparung.

Mit dem parallel im Jahr 2020 umgesetzten Teilkonzept „Klimaschutz in 
eigenen Liegenschaften und Portfoliomanagement“ wird eine umfäng
liche Datenbasis als Voraussetzung für die Einführung eines Energiema-
nagementsystems aufgebaut. Ein Grundstein für eine zukunftsgerichtete, 
energetische Portfoliostrategie, wie Martin Görge, Geschäftsführer der 
Sprinkenhof GmbH, darlegt: „Mit unserem eigenen Unternehmensan-
spruch an die energetische Ertüchtigung des Gesamtportfolios im Rah-
men des Hamburger Klimaplans leisten wir einen wichtigen Beitrag zur 
Erreichung der von der FHH gesetzten Klimaziele für die Jahre 2030 und 
2050. Vorgaben des Klimaplans handhaben wir dabei als Mindestziele.“
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5.4	� Mittel von Bund und Land, um Maßstäbe  
zu setzen

Die Kosten für die Konzeption, Planung, Erfassung und Erstellung des 
energetischen Sanierungsfahrplans belaufen sich auf rund 1,5 Millionen 
Euro. Davon stammen rund 400.000 Euro aus Bundesfördermitteln und 
rund 1,1 Mio. Euro wurden über Klimaplanmittel von der Hamburger Um-
weltbehörde (BUKEA) finanziert.

„Auf dem Weg zu einem klimaneutralen Hamburg sind Erneuerbare Ener-
gien ein Schlüssel“, sagt Jens Kerstan, Senator für Umwelt, Energie und 
Klima: „Ein weiterer liegt in der Einsparung von Energie – in den priva-
ten Haushalten, in der Industrie, im Gewerbe und vor allem im Gebäude-
bereich insgesamt. Die Umweltbehörde finanziert aus Klimamitteln den 
Sanierungsfahrplan für öffentliche Gebäude. Es ist gut, wenn die Stadt 
mit ihrem Bestand vorangeht und Maßstäbe setzt.“

Der Gesamtsanierungsfahrplan wird mit der Instandhaltungsplanung 
harmonisiert und anschließend sukzessive umgesetzt. Die Maßnahmen 
werden einem kontinuierlichen Monitoring unterzogen. So können die 
theoretisch berechneten Einsparpotentiale mit den tatsächlich erzielten 
Einsparungen abgeglichen und die effektivsten Maßnahmen (Kosten / Nut-
zen-Verhältnis) herausgestellt werden.

Zu sanierende Objekte sind zum Beispiel die Caffamacherreihe 1-3 und 
die Feuer- und Rettungswache Berliner Tor (F22). Bei beiden Gebäuden 

(KSTK = Klimaschutzteilkonzept; Drs. = Drucksache)

Die Strategie des Gesamtsanierungsfahrplans
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sind hohe Einsparungen an Energie und CO2-Emissionen möglich, mit 
einem prognostizierten maximal erreichbaren energetischen Standard 
KfW 70. Ebenso bei der Hamburgischen Staatsoper, Zuschauer- und 
Bühnenhaus, mit einem prognostizierten maximal erreichbaren energeti-
schen Standard KfW 100.

5.5	� Sprinkenhof – nicht nur beim Sanieren einen 
Schritt voraus

Die Sprinkenhof GmbH sichert Hamburgs Werte durch nachhaltiges 
Immobilienmanagement. Als städtischer Asset- und Projektmanager sieht 
sich das Unternehmen in der Verantwortung, Hamburg für kommende 
Generationen als lebenswerte Metropole zu erhalten und die Immobilien 
darin zukunftsorientiert in Richtung Klimaneutralität zu bewegen. Neu-
bauten werden im Hinblick auf eine energieeffiziente und klimaschonende 
Zukunft mit energetisch hochwertigen Standards, mindestens KFW 40, 
und mit nachhaltigen und innovativen Prozessen und Materialien realisiert. 
Dazu gehören ein Grün- und / oder Solardach, der vermehrte Einsatz von 
nachwachsenden und klimafreundlichen Baumaterialien, der Verzicht auf 
Beheizung mit fossilen Brennstoffen (primär Fernwärme oder Wärme-
pumpe) sowie eine Nutzerbedarfsanalyse und die Optimierung des Ge-
bäudenutzungs-Layouts. Auch innerhalb des Unternehmens wird ein ver-
antwortungsvoller Umgang mit Ressourcen gepflegt.

Langfristig soll zudem das gesamte Sprinkenhof-Portfolio, bestehend 
aus rund 700 eigenen sowie bewirtschafteten Objekten, nach neuesten 
Energieeffizienz-Standards unter Beachtung des Denkmalschutzes 
saniert werden. Neben der Orientierung an einem durchschnittlichen 
KfW 70 Standard bestehen weitere Zielsetzungen in der verstärkten 
Nutzung erneuerbarer Energien, der Verdrängung fossiler Brennstoffe 
durch den verstärkten Einsatz von Fernwärme und Wärmepumpen sowie 
dem Einsatz von Photovoltaik beziehungsweise einer Gründachnachrüs-
tung, wo immer dies möglich ist. Ein besonderer Fokus liegt dabei u. a. 
auf den Kulturimmobilien der Stadt.

Gemeinsam mit allen Beteiligten des Hamburger Klimaplans arbeitet Sprin-
kenhof an den Zielen, bis 2030 den Endenergieverbrauch der öffentlichen 
Gebäude um 30 % und bis 2050 um 60 % zu senken. Dazu trägt ein mo-
dernes Energiemanagement und Messkonzept bei. Bis Ende 2022 ist die 
Implementierung eines EnMS nach DIN 50001 geplant. Durch die digitale 
Verbrauchserfassung und das Monitoring aller betreuten Gebäude soll eine 
kontinuierliche Verbesserung des Gebäudebestands garantiert werden.

Quellen:
https://www.sprinkenhof.de/unternehmen/nachhaltigkeit 
https://meteoviva.com/loesungen/meteoviva-climate/meteoviva-climate

https://www.sprinkenhof.de/unternehmen/nachhaltigkeit
https://meteoviva.com/loesungen/meteoviva-climate/meteoviva-climate
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In Hamburgs öffentlichen Ge­
bäuden ist in den letzten fünf 
Jahren der Endenergieverbrauch 
bei Erdgas und Strom im Ver­
gleich zu 2016 / 2017 leicht zu­
rückgegangen. Der leichte An­
stieg bei Fernwärme konnte u. a. 
auch auf einen Trend in Richtung 
Umstellung bzw. einer verstärk­
ten Nutzung von Fernwärme zu­
rückgeführt werden.

In Hamburgs öffentlichen Gebäuden ist in den letzten fünf Jahren der 
Endenergieverbrauch bei Erdgas und Strom im Vergleich zu 2016 / 2017 
leicht zurückgegangen, beim Energieträger Fernwärme jedoch kontinu-
ierlich angestiegen. Der leichte Anstieg bei Fernwärme konnte auf einen 
Trend in Richtung Umstellung bzw. verstärkte Nutzung von Fernwärme 
zurückgeführt werden. Die Reduzierung beim Stromverbrauch ist zum 
einen Folge des Wegfalls der teils provisorischen Wohnraumbeschaf-
fung, die vielfach mit elektrischer Energie beheizt werden musste. Zum 
anderen sind sowohl bei der Heizenergie als auch beim Stromverbrauch 
teilweise deutliche Verbrauchsrückgänge zu verzeichnen. Diese korres-
pondieren mit den Zeiträumen im Lockdown verbunden mit der verstärk-
ten Nutzung des Homeoffice.

Der seit 2014 beobachtete Trend hin zum Mehrverbrauch bei Strom 
konnte beendet werden. Das Verbrauchsniveau bei Strom hat 2020 wie-
der die Größenordnung des Stromverbrauchs von 2014 erreicht. 

6	Zusammenfassung

Kita
1,6 Mio. € 
7 Mio. kWh
2 %

Stromverbrauch 2020

(360,5 Mio. kWh; 81,8 Mio. Euro)

Verwaltung
20,6 Mio. € 
91 Mio. kWh
25 %

Hochschule
14,4 Mio. € 
64 Mio. kWh
18 %

Schule
12,0 Mio. € 
53 Mio. kWh
15 %

Wohnen
8,4 Mio. € 
37 Mio. kWh
10 %

Gewerbe
13,8 Mio. € 
61 Mio. kWh
17 %

Polizei/Feuerw.
4,4 Mio. € 
19 Mio. kWh
5 %

Kultur
4,2 Mio. € 
18 Mio. kWh
5 %

Strafvollzug
1,7 Mio. € 
7 Mio. kWh
2 %

Sportanlagen
0,7 Mio. €
3 Mio. kWh
1 %

Abbildung 21: Stromverbrauch Zusammenfassung 2020

Stromverbrauch 2020 (360,5 Mio. kWh; 81,8 Mio. Euro)
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Insgesamt werden für Energie 
Haushaltsmittel von rund 122 Mio. 
Euro gebunden – Tendenz stei­
gend.

Allerdings sind hier sehr wahrscheinlich auch Effekte des Lockdown und 
der verstärkten Nutzung von Homeoffice ein wesentlicher Grund für den 
Verbrauchsrückgang. Auch wenn Hamburgs öffentliche Gebäude zu 100 % 
mit elektrischer Energie aus regenerativen Quellen versorgt werden, 
müssen daher weiter Einsparungspotentiale identifiziert werden, um 
weiterhin einem anwachsenden elektrischen Energiebedarf entgegen
zuwirken.

Hamburg muss jährlich im Durchschnitt ca. 81,8 Mio. Euro für Strom, ca. 
20,9 Mio. Euro für Erdgas und ca. 19 Mio. Euro für Fernwärme aufwenden. 
Insgesamt werden somit Haushaltsmittel von rund 122 Mio. Euro gebun-
den – Tendenz steigend (z. B. durch einen erhöhten elektrischen Energie-
bedarf, höhere Netzendgelte usw.). Einen Gesamtüberblick über die Vertei-
lung des Energieverbrauchs und der Kosten für 2020 geben die 
nachfolgenden Abbildungen und der Anhang (Verbrauch und Kosten auf 
einen Blick).

Abbildung 22: Heizwärme Zusammenfassung 2020

Heizwärme 2020 (798 Mio. kWh; 40 Mio. Euro)
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Werden die Kostenentwicklungen 
im Energiesektor rückwirkend be­
trachtet, so ergibt sich für Ham­
burg eine kontinuierliche Steige­
rung der Energiegesamtkosten 
von durchschnittlich 4,3 %.

Werden die Kostenentwicklungen im Energiesektor rückwirkend betrach-
tet, so ergibt sich für Hamburg eine kontinuierliche Steigerung der Ener-
giegesamtkosten: 2016: 117 Mio. Euro, 2020: 122 Mio. Euro. Das ent-
spricht einer Steigerung von rund 4,3 %. Im Bereich der Fernwärmekosten 
kann im Betrachtungszeitraum 2016 bis 2020 von relativ stabilen Kosten 
ausgegangen werden. Signifikante Kosteneinsparungen sind somit nur 
durch die im Betrachtungszeitraum günstigen Gaspreise in Verbindung 
mit einer optimierten Einkaufsstrategie Hamburgs erzielt worden. 

Mit der gezielten Förderung von Energieeinsparmaßnahmen und Pilotpro-
jekten konnten in den letzten acht Jahren insgesamt 20,2 Mio. kWh Energie 
und rund 13700 Tonnen CO2 eingespart werden. Diese Projekte besitzen 
sowohl für den Einsatz neuer Techniken als auch zum Nachweis robuster 
und kostengünstiger Betriebslösungen teilweise Beispielcharakter. 

Während noch in den letzten Jahren beispielsweise durch den vermehr-
ten Einsatz effizienterer Gebäudetechnik relativ einfach signifikante 
Energieeinsparungen erzielt werden konnten, müssen heute teilweise 
komplexere Lösungen gefunden werden, um entsprechende Einsparpo-
tentiale zu heben und langfristig zu stabilisieren. Da die aktuelle Technik 
und die rechtlichen Vorschriften schon relativ anspruchsvolle Energie-
standards setzen, werden die öffentlichen Gebäude erfreulicherweise 
immer effizienter. Leicht realisierbare Einsparpotentiale aufgrund ver-
alteter Technik sind jedoch vielfach weitestgehend ausgeschöpft. 

Dennoch gibt es auch auf diesem Effizienzniveau immer noch Einspar
potentiale, die es zuverlässig zu identifizieren und zu heben gilt. Dabei 
ist allerdings zu berücksichtigen, dass mit anwachsendem Effizienzni-
veau auch die Realisierung noch möglicher Einsparpotentiale mit größe-
rem Aufwand verbunden ist.

Heizwärme
33 %

Strom 
67 %

Strom
31 %

Heizwärme
69 %

Abbildung 23: Energie und Kostenanteile der Wärme und Heizenergie 2020

Energieanteile KostenanteileAllerdings sind hier sehr wahrscheinlich auch Effekte des Lockdown und 
der verstärkten Nutzung von Homeoffice ein wesentlicher Grund für den 
Verbrauchsrückgang. Auch wenn Hamburgs öffentliche Gebäude zu 100 % 
mit elektrischer Energie aus regenerativen Quellen versorgt werden, 
müssen daher weiter Einsparungspotentiale identifiziert werden, um 
weiterhin einem anwachsenden elektrischen Energiebedarf entgegen
zuwirken.

Hamburg muss jährlich im Durchschnitt ca. 81,8 Mio. Euro für Strom, ca. 
20,9 Mio. Euro für Erdgas und ca. 19 Mio. Euro für Fernwärme aufwenden. 
Insgesamt werden somit Haushaltsmittel von rund 122 Mio. Euro gebun-
den – Tendenz steigend (z. B. durch einen erhöhten elektrischen Energie-
bedarf, höhere Netzendgelte usw.). Einen Gesamtüberblick über die Vertei-
lung des Energieverbrauchs und der Kosten für 2020 geben die 
nachfolgenden Abbildungen und der Anhang (Verbrauch und Kosten auf 
einen Blick).

Abbildung 22: Heizwärme Zusammenfassung 2020

Heizwärme 2020 (798 Mio. kWh; 40 Mio. Euro)
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Allein um das nach energeti­
schen Sanierungen einmal er­
reichte, niedrige Verbrauchs­
niveau zu halten, müssen die 
Energieverbräuche durch ein 
operatives Energiecontrolling 
gebäudescharf überwacht und 
ggf. Einfluss auf die Betriebs­
führung genommen werden.

Eine besondere Herausforderung 
ist und bleibt der Umbau der Ver­
waltung hin zu einer weitgehen­
den Klimaneutralität. Dazu sind 
ein Gesamtüberblick über alle 
Energieverbräuche und ein Steu­
erungsmechanismus notwendig. 
Hier setzen das strategische (über­
geordnete) Gesamtcontrolling mit 
den orientierenden Einsparvorga­
ben im Immobilienportfolio (Port­
folioansatz) an.

Aus diesem Grund kommt dem systematischen Umgang mit energetisch 
wirksamen Anlagen besondere Bedeutung zu. Allein um das nach ener-
getischen Sanierungen einmal erreichte, niedrige Verbrauchsniveau zu 
halten, müssen die Energieverbräuche durch ein operatives Energiecon-
trolling gebäudescharf überwacht und ggf. Einfluss auf die Betriebsfüh-
rung genommen werden. Daher gewinnt das dezentrale, operative und 
gebäudescharfe Energiecontrolling in Verbindung mit der systemati-
schen Überwachung und Steuerung der Anlagentechnik immer mehr an 
Bedeutung.

Eine besondere Herausforderung ist und bleibt jedoch der Umbau der 
Verwaltung hin zu einer weitgehenden Klimaneutralität. Dafür sind ein 
Gesamtüberblick über alle Energieverbräuche und ein Steuerungsmecha-
nismus notwendig. Hier setzt das strategische (übergeordnete) Gesamt-
controlling und der sog. Portfolioansatz aus Kapitel 3.6 ab Seite 22 an. 
Hier wird über einen Steuerungs-/Regelungsmechanismus ein möglicher 
Pfad zur klimaneutralen Verwaltung dargestellt. Kern des Mechanismus 
ist, die Klimaziele im zeitlichen Kontext in Verbindung mit den Ener-
giemengen darzustellen, die geeignet sind, die Klimaziele zu erreichen. 
Somit ergeben sich orientierende Energiebudgets für die jeweiligen Ge-
bäudeportfolios (s. Tabelle 4: Orientierende Planwerte zu Endenergie 
Einsparung und zur Nutzung erneuerbarer Energie bis 2030). Bei Einhal-
tung dieser orientierenden Energieverbräuche besteht eine hohe Wahr-
scheinlichkeit einer annähernd klimaneutralen Verwaltung.

Im Anhang dieses Energieberichtes ist eine Kosten- und Verbrauchs-
übersicht „Auf einen Blick“ enthalten. 
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Energieeinsparung ist eine Dauer­
aufgabe!

Der wichtige Bereich der laufen­
den Bauunterhaltung kann wert­
volle Hinweise zum Gebäude­
zustand und zur energetischen 
Verbesserung der Gebäude lie­
fern.

Letztlich bleibt es eine Daueraufgabe, Energie einzusparen. Dies gilt 
allein schon aufgrund des offensichtlich weiter ansteigenden Energie-
bedarfs – z. B. hervorgerufen durch verstärkte Nachfrage an Elektro-
mobilität und fortschreitender Digitalisierung. 

Dafür müssen aber auch Antworten auf grundlegende Fragen gefunden 
werden: Wie kann ein einmal erreichtes niedriges Verbrauchsniveau kon-
tinuierlich gehalten bzw. weiter gesenkt werden? Wie können energeti-
sche Sanierungen z. B. im Rahmen der laufendenden Bauunterhaltung 
identifiziert und sinnvoll in die Immobilienbewirtschaftung integriert 
werden? Und letztlich, wie können die Hamburger Immobilienportfolios 
systematisch auf das Hamburger Klimaschutzziel 2030 bzw. 2050 aus-
gerichtet werden? 

In Kapitel „3.6 Der Weg zum nahezu klimaneutralen (öffentlichen) Ge-
bäudebestand – der energetische Portfolioansatz“ wird versucht, einen 
Mechanismus aufzuzeigen, der möglicherweise grundsätzlich geeignet 
ist, den energetischen Umbau hin zu einer weitgehend klimaneutralen 
Verwaltung zu ermöglichen. Zentraler Kern sind dabei orientierende 
Budgets an Energie. Diese Energiebudgets folgen einem CO2-Minde-
rungspfad bis zu einer weitgehenden Klimaneutralität der Hamburger 
Verwaltung.

Der wichtige Bereich der laufenden Bauunterhaltung kann wertvolle Hin-
weise zum Gebäudezustand liefern. Daher sollte durch die jeweiligen Im-
mobilienverantwortlichen bzw. Realisierungsträger geprüft werden, in 
wie weit Erkenntnisse aus der Bauunterhaltung systematisch genutzt 
werden könnten, um energetische Sanierungen als integralen Bestand-
teil der Immobilienbewirtschaftung zu implementieren. 

Energieeinsparungen in Verbindung mit der stufenweisen Umstellung 
auf regenerative, möglichst dezentrale Energiegewinnung für Strom in 
Verbindung mit einem verstärkten Ausbau von Wärmenetzen sollten zu-
künftig noch systematischer und ambitionierter angegangen werden, 
damit die gesteckten Ziele – insbesondere die der Halbierung der CO2-
Emissionen im Jahr 2030 gegenüber dem Stand von 1990 – in Reich-
weite bleiben. 

Mit dazu beitragen kann das in Hamburg neu eingeführte professionel-
le Immobilienmanagement (Mieter-Vermieter-Modell). Das Modell kann 
grundsätzlich auch geeignet sein, durch Steuerungsmöglichkeiten in-
nerhalb des jeweiligen Immobilienportfolios einen entscheidenden Bei-
trag zur Energieeinsparung und damit zum Klimaschutz zu leisten. So 
könnten z. B. strukturellen Mechanismen im Mieter-Vermieter-Modell 
etabliert werden, die im Schwerpunkt energetische Belange beurteilen. 
Diese Mechanismen hätten die Aufgabe, das jeweilige Gesamtportfolio 
auf die Klimaschutzziele 2030 / 2050 auszurichten und den Grad der 

7	Ausblick



58

Strukturelle Mechanismen für 
die Gebäudesanierung in Verbin­
dung mit energiesparenden Maß­
nahmen hätten die Aufgabe, das 
jeweilige Immobilienportfolio auf 
die Klimaschutzziele 2030 / 2050 
auszurichten und den Grad der 
Zielerreichung abhängig vom 
jeweiligen Finanzrahmen wirt­
schaftlich vertretbar zu steuern.

Zielerreichung abhängig vom jeweiligen Finanzrahmen wirtschaftlich 
vertretbar zu steuern.

Sinnvoll wäre in diesem Zusammenhang eine energetische Gesamt
betrachtung des Gebäudeportfolios aus Bestandsgebäuden, Sanie-
rungsvorhaben und Neubauvorhaben. So wäre es möglich, bezogen auf 
das Klimaschutzziel 2030 / 2050 z. B. unwirtschaftliche Sanierungsni-
veaus im Bestandsportfolio durch energetisch entsprechend verbesser-
te Neubauniveaus im Gesamtportfolio so weit wie möglich aufzufangen. 
Denn i.d.R. sind höhere Energiestandards in Neubau wirtschaftlicher zu 
realisieren, als beispielsweise bei Sanierungen im Gebäudebestand. 

Im Hinblick auf die weitere Verbesserung der Gebäudetechnik mit Aus-
bau regenerativer, dezentraler Energieerzeugung sowie der Verbesse-
rung der Gebäudehülle ist es unerlässlich, die Möglichkeiten des tech-
nisch Machbaren in Verbindung mit dem wirtschaftlich Vertretbaren 
konsequent in die Betrachtung mit einzubeziehen. Dies gilt besonders 
im Zusammenhang mit der Vorbildfunktion der Öffentlichen Hand und 
somit für den Neubau aber auch für die Sanierung öffentlicher Gebäude.

Darüber hinaus wird weiterhin das bewährte Instrument der zentralen 
Energiebeschaffung mit Hilfe europaweiter Ausschreibungen und Akti-
vierung des liberalisierten Energiemarkts für Strom und Gas zur wirt-
schaftlichen Beschaffung von Energie für öffentliche Gebäude genutzt. 
Die Ausschreibung wird dabei weiterhin konsequent neben reinen wirt-
schaftlichen Aspekten auch Aspekte eines möglichst großen, qualitativ 
hochwertigen Anteils regenerativ erzeugter Energie berücksichtigen, um 
strukturell eine Reduzierung der CO2-Emissionen für Hamburg auch zu-
künftig sicherzustellen.
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Glossar

Abkürzung Bezeichnung Erläuterung

BHKW Blockheizkraftwerk

BUE Behörde für Umwelt und Energie

DGNB Deutsche Gesellschaft für nachhaltiges Bauen

Drs. Drucksache

EEG Erneuerbare -Energien-Gesetz

EEWärmeG Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz

EEX European Energy Exchange

EnEV Energieeinsparverordnung

EnVKG Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz 

EnVkV Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung

EVPG Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz

EVPGV EVPG-Verordnung

FHH Freie und Hansestadt Hamburg

GMH Gebäudemanagement Hamburg GmbH

HKS Hamburger Klimaschutzstiftung

HmbKliSchG Hamburgisches Klimaschutzgesetz

HmbKliSchVO Hamburgische Klimaschutzverordnung

IBA Hamburg Internationale Bauausstellung Hamburg

kWh Kilowattstunde (Einheit für Energie)

LED light-emitting diode

LHO Landeshaushaltsordnung

LI Landesinstitut für Lehrerbildung  
und Schulentwicklung

MWh Megawattstunde (Einheit für Energie) 
entspricht 1000 kWh

NGE Amt für Naturschutz, Grünplanung und Energie

PV Photovoltaik

SBH Schulbau Hamburg

TUHH Technische Universität Hamburg

UHH Universität Hamburg
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Anmerkung zum Energiebericht

Dieser Energiebericht wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit des 
Senates der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben.

Er darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern 
während des Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet 
werden. Dies gilt für Bürgerschafts-, Bundestags- und Europawahlen 
sowie für Wahlen zur Bezirksversammlung.

Missbräuchlich ist besonders die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, 
im Internet, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, 
Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Wer-
bemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke 
der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf der Ener-
giebericht nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme 
der Landesregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen verstanden 
werden könnte. Die genannten Beschränkungen gelten unabhängig davon, 
wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl der Energiebericht oder die 
Druckschrift des Energieberichtes dem Empfänger zugegangen ist. 

Statistische Korrekturen
Im Bereich der statistischen Auswertung der Kosten und Verbräuche 
kann es zu Rundungsdifferenzen kommen. Bei Auffälligkeiten oder 
offensichtlichen Irrtümer sind wir für Hinweise dankbar.
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